
Ausgewählte Problemstellungen des
neuen Fahrerlaubnisrechts
Polizeihauptkommissar Bernd Huppertz

1 (Freigestellter) Schülerverkehr in Pkw und die
. Fahrerlaubnis zur Fahrgastbeförderung (§ 48 FeV)

Im Zuge der Novellierung des Fahr- PBefG) eine zusätzliche Erlaubnis der
erlaubnis rechts wurden auch die Be- Fahrerlaubnisbehörde2), wenn in diesen
stimmungen über die Fahrerlaubnis zur ,Fahrzeugen ein Fahrgast oder mehrere
Fahrgastbeförderung neu gefasst. Eine in Fahrgäste befördert werden.
diesem Zusammenhang häufig gestellte Im Gegensatz zur früheren Regelung
Frage betrifft die Anwendbarkeit der Vor- des § 15d StVZO-alt konnte die Erlaub-
schrift des § 48 FeV auch auf die Schüler- nispflicht zur Fahrgastbeförderung in
und Behindertenbeförderung im Sinne Kraftomnibussen (KOM) nunmehr ent-
der Freistellungsverordnung (Freiste 1- fallen. Für KOM wird jetzt als Kfz zur
lungsVO) zum Personenbeförderungsge- Personenbeförderung mit mehr als acht
setz (PBefG). Der Autor kommt dabei zu Sitzplätzen außer dem Führersitz die
dem Ergebnis, dass nur für Schülerfahr- Fahrerlaubnisklasse D benötigt. Für
ten im Sinne des § 43 Nr. 2 PBefG, nicht Kraftwagen zur Personenbeförderung
jedoch für den freigestellten Schülerver- mit mehr als 8, aber nicht mehr als 16
kehr eine Fahrerlaubnis zur Fahrgastbe- Sitzplätzen außer dem Fahrersitz wurde
förderung gefordert ist. die Unterklasse D1 eingeführi').

Ebenso neu ist die Fahrerlaubnis zur
D It § 48 I F V Fahrgastbeförderung auch für Pkw im

as rege e Linienverkehr beziehungsweise bei ge-
Nach § 48 I FeVo brauchen Führer von werblichen Ausflugsfahrten oder Ferien-

~l ; Taxis, Mietwagen, Krankenkraftwagen zielreisen. Dies beruht darauf, dass ins-
oder Pkw im Linienverkehr (§§ 42, 43 besondere im ländlichen Raum im Lini-
PBefG) oder bei gewerbsmäßigen Aus- enverkehr neben KOM zunehmend auch

c~ flugsfahrten oder Ferienziel-Reisen (§ 48 Pkw mit bis zu acht Fahrgastplätzen ein-

"VO über die Zulassung von Personen zum Straßenverkehr (FeV) vom 18.8.1998 (BGBI.!, 2214 [= VkBI. 1998,

982]).
2'Im eigentlichen Sinne handelt es sich jedoch nicht um eine Fahrerlaubnis, sondern um eine besondere Erlaub-
nispflicht. 50 zieht ein Verstoß gegen § 48 FeV auch keine Straftat i.S.d. § 21 StVG nach sich; vgl. Schurig/

Glowalla, Die neuen Fahrerlaubnisklassen, 5. 77.
"AmtI. Begr. VkBI. 1998,982 (1086); Schurig/Glowalla, a.a.O., 5.76; Heiler/Jagow, Führerschein, 4. Auf!. (1999),

5.25;3.
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gesetzt werden'). Zweck der Regelung des führung erlassenen Verordnungen geneh-
§ 48 FeV ist es, höhere Gefahren für die be- migungspflichtig sind, ist die Fahrerlaub-
förderten Fahrgäste zu vermeiden5). nis zur Fahrgastbeförderung erforderlich7).

Gemäß § 42 PBefG ist Linienverkehr ei- Die FreistellungsVa nimmt bestimmte
ne zwischen bestimmten Ausgangs- und Beförderungsfälle (unter anderem die oben
Endpunkten eingerichtete regelmäßige genannten) von den Vorschriften des
Verkehrsverbindung, auf der Fahrgäste an PBefG insgesamt und damit auch von der
bestimmten Haltestellen ein- und ausstei- Genehmigungspflicht im Sinne des §§ 42, l
gen können. Linienverkehr setzt nicht vor- 43 PBefG aus. Daraus folgt auch die Frei- t
aus, dass ein Fahrplan mit bestimmten Ab- stellung von den Vorschriften des § 48 FeV jfahrts- und Ankunftszeiten besteht oder und somit von der Fahrerlaubnis zur Fahr-
ZwischenhaltesteIlen eingerichtet sind. Als gastbeförderung"). :Linienverkehr gilt, unabhängig davon, wer Damit steht die Regelung in Wider- I

den Ablauf der Fahrten bestimmt, auch der spruch zu dem mit ihr verfolgten Zweck
Verkehr, der unter Ausschluss anderer der Erhöhung der Verkehrssicherheit für
Fahrgäste der regelmäßigen Beförderung die Fahrgäste. Der Verordnungsgeber be-
von Schülern zwischen Wohnung und gründet das Erfordernis einer Fahrerlaub-
Lehranstalt dient (§ 43 Nr. 2 PBefG). nis zur Fahrgastbeförderung mit Pkw im

Von diesen Schülerfahrten zu unter- durchgeführten Linienverkehr mit der zu-
scheiden sind jedoch Beförderungen im nehmenden Verwendung dieser Fahrzeu-
Sinne des § 1 N r. 4 der Freistellungs va ge im Linienverkem-). Er lässt jedoch außer
zum PBefG6) mit Kfz durch oder für Schul- Acht, dass zwar die Schülerfahrten nach
träger zum und vom Unterricht und von § 43 Nr. 2 PBefG mit umfasst sind, das
körperlich, geistig oder seelisch behinder- größere Verkehrsvolumen des- freigestell-
ten Personen mit Kfz zu und von Einrich- ten Schülerverkehrs mit den zudem
tungen, die der Betreuung dieses Personen- schwächsten Verkehrsteilnehmern jedoch
kreises dienen. gerade nicht.

§ 48 FeV knüpft das Erfordernis einer
Fahrerlaubnis zur Fahrgas~beförderung Nicht Joeder ist Fahr gastnach dem Klammervermerk m Absatz 1 ex-
pressis verbis an das Vorliegen einer ge- Die Fahrerlaubnispflicht besteht nur bei
nehmigungspflichtigen Beförderung von tatsächlicher Fahrgastbeförderung! nicht
Fahrgästen entsprechend dem PBefG. Nur also bei Leerfahrten1o) (man beachte hierbei
für solche Fahrten, die nach den Vorschrlf- den Unterschied zur Fahrerlaubnisklasse
ten des PBefG und der zu seiner Aus- D, wo es nicht darauf ankommt, ob eine

.) Amtl. Begr. VkBI.1998, 982 (1086).

5)50 bereits BGH NJW 1973, 285 (noch zum alten Recht); vgl. Jagusch/Hentschel, 5traßenyerkehrsrechti

35. Auf!. (1999), RZ. 7 zu § 48 FeV.
6) VO über die Befreiung bestimmter Beförderungsfälle von den Vorschriften des PBefG i.d.F. vom 30.6.1989

(BGBI. 1, 1273).
"Amtl. Begr. VkBI. 1998,982 (1086); Bouska, Fahrerlaubnisrecht (1987), Rz. 6 5.176 (noch zum alten Recht).
8) Jagusch/Hentschel, a.a.O., RZ. 7 zu § 48 FeV; Heiler/Jagow, a.a.O., 5. 255; OLG Koblenz VRS 49, 66.
9) Amtl. Regr. VkBI. 1998,982 (1086).

)0) Schurig/Glowalla, a.a.O., 5. 77; Heiler/Jagow, a.a.O., 5. 253.
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Person befördert wird oder nicht). Fahr- Zutreffensfalle also spätestens bis zum
gast ist, wer ausschließlich oder überwie- 31.12.2001 im Besitz einer Fahrerlaubnis
gend zum Zweck der Ortsveränderung in zur Fahrgastbeförderung im Sinne des
einer betriebsbereiten Taxe, einem Miet- §48 FeV sein. Da dies wiederum den Be-
wagen, Krankenkraftwagen oder einem sitz der entsprechenden EU- oder EWR-
Pkw im Sinne der Vorschriften des PBefG Fahrerlaubnis gemäß § 6 FeVvoraussetzt
mitfährtI'). Nicht zu den Fahrgästen zählen (§ 48 IV FeV), bedarf es des weiteren auch
somit mitfahrendes Personal (Reservefah- der Umschreibung etwa noch vorhande-
rer, Reisebegleiter) oder bei Ausbildungs- ner alter Führerscheine.
und Prüfungsfahrten der verantwortliche
Fahrl~hrer, der Sachvers~ndige oder P~- Geltun gsdauer verändertfer, Inltfahrende Fahrschuler, unentgeltlich
beförderte Angehörige, Kaufinteressenten Die Fahrerlaubnis zur Fahrgastbeför- !
und ähnliche Personen. derung wird ~ur befristet un~?ur für die 11

Dauer von mcht mehr als funf Jahren,

Das Über g an g srecht längstens j~doch bis zur V<;,.llen.dung des
,60. Lebensjahres, danach für mcht mehr

Bis zum 31.12.1998 erteilte Fahrerlaub- als fünf Jahre erteilt (§ 48 V FeV). Die
nisse zur Fahrgastbeförderung in KOM, Übergangsregelung des § 76 Nr. 9 FeV be-
Taxen, Mietwagen, Krankenkraftwagen züglich der Befristung von bis zum
oder Pkw, mit denen Ausflugsfahrten 31.12.1998 erteilten Fahrerlaubnissen der
oder Ferienzielreisen (§ 48 PBefG) durch- Klasse 3 hinsichtlich der in Klasse CE fal-
geführt werden'2) und entsprechende Füh- lenden Fahrzeugkombinationen bezie-
rerscheine bleiben bis zum Ablauf ihrer hungsweise Klasse 2 hinsichtlich der
Befristung gültig. Da die besonderen Er- Fahrzeuge oder der Fahrzeugkombinatio-
laubnisse zur Fahrgastbeförderung nach nen der Klassen C oder CE gilt auch hier. I
altem Recht (§ 15f I StVZO) auf drei Jahre Allerdings wird sie bei Pkw wohl nicht !
befristet waren, müssen deren Inhaber im zum Tragen kommen. 'i

2. Überführungsfahrten im Sinne des § 6 IV FeV

!""" Nach § 6 IV FeV bedarf es dann keiner Werkstattpersonal zur Überprüfung re-
Fahrerlaubnis der Klasse D, ~enn die parierter Busse eigens zu diesem Zweck
Fahrten lediglich im Inland zur Uberprü- die Klasse D erwerben müssteI). ..
fung des techni~.chen Zustands des Fahr- Auf die speziellen Belange der Uber-
zeugs oder zur Uberführung an einen an- führungsfahrt geht die amtliche Begrün-
deren Ort dienen. Die Regelung des § 6 dung jedoch nicht ein. Noch ist nic~t ge-
IV FeV wurde eingestellt, weil es unver- klärt, ob die in Rede stehenden Uber-
hältnismäßig erschien, dass zum Beispiel führungsfahrten ähnlich zweckgebun-

111 Schurig/Glowalla, a.a.O., S. 77; Bouska, a.a.O., Rz. 9 S. 177 (noch zum alten Recht).
, rn Die Aufzählung entspricht dem § 15d StVZO (alt),

11 Amtl. Begr. VkBI. 1998,982 (1064).
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den sind wie die in § 28 I StVZO genann- te in eine andere oder in eine Verkaufs-
ten. Danach handelt es sich nämlich le- stätte').
diglich dann um Überführungsfahrten, Ansonsten muss mit einer extensiven
wenn dies zur Verbringung eines nicht Auslegung gerechnet werden: So könn-
gemäß §§ 18 ff. StVZO zugelassenen ten zugelassene Ersatzbusse auch zu
Fahrzeugs an einen anderen Ort dient, weit entfernten Reisezielen verbracht
zum Beispiel von einer Herstellungsstät- werden.

I3 Fahrerlaubnisklasse 2 (alt) berechtigt. weiterhin zum Führen von KOM :

Fahrerlaubnisse, die vor dem stand wird auch durch § 76 Nr. 9 FeV
31.12.1998 erteilt worden sind (Fahrer- nicht angetastet ("keine Fahrzeuge oder
laubnissealten Rechts), bleiben gemäß Fahrzeugkombinationen der Klasse C
§ 6 VI FeV im Umfang ihrer bisherigen oder CE").
Berechtigung vorbehaltlich der Bestim- Nach altem Recht bedurfte es zum
~ungen des § 76 Nr. 9 FeV gültig. Die Führen eines Kraftomnibusses je nach
Ubergangsbestimmung des § 76 Nr. 9 dessen Größe der Fahrerlaubnisklasse 3
FeV schränkt den Besitzstandsschutz für oder 2 (entsprechend B, Cl oder C).
Inhaber der Fahrerlaubnisklasse 2. (alt) Durch die Zuweisung der Kfz zur Perso-
dahingehend ein, dass sie nach Vollen- nenbeförderung (hier insbesondere der
dung des 50. Lebensjahres keine Fahr- KOM) in eine eigene Fahrerlaubnisklasse
zeuge oder Fahrzeugkombinationen der D ist diese Umrechnung so nicht mehr
Klasse C oder CE mehr fahren dürfen. ohne weiteres haltbar.
Zwar ist eine Verlängerung der Fahrer- Inhaber der Fahrerlaubnisklasse 2 (alt)
laubnis grundsätzlich nach den Bestim- erhalten bei der Umschreibung ihrer Fahr-
mungen des § 24 FeV möglich, jedoch erlaubnis zwar gemäß Anlage 3 FeV zu-
nicht vorgeschrieben. sätzlichdie Berechtigung zum Führen

Inhaber der Fahrerlaubnisklasse 2 von Kfz der Klasse D [Schlüsselzahl 172
(alt) dürfen nach Vollendung des 50. Le- (Anlage 9)]. Diese Berechtigung wird al-
bensjahres, soweit sie ihre Fahrerlaubnis lerdings als Annex zur Klasse C (Eintra-
alten Rechts weder umgeschrieben noch, gung: C 172) erteilt. Somit unterliegen sie
nach § 24 FeV verlängert haben, dann jetzt der fünf jährigen Befristung dieser
nur noch Fahrzeuge führen, die den neu- Klasse.
en Fahrerlaubnisklassen B, BE, Cl und Diese Vermischung zweier Fahrer-
CIE entsprechend unterfallen. laubnisklassen mit unterschiedlicher Be-

Darüber hinaus dürfen sie entspre- deutung und verschiedener Rechtsfolgen
chend dem alten Recht [§ 15d I StVZO kann so jedoch nicht akzeptiert werden.
(alt)] auch KOM jeder Größe fahren, al- Hier hätte es einer eigenen nationalen
lerdings ohne Fahrgäste. Dieser Besitz- Schlüsselzahl bedurft, welche einerseits

" OLG Celle StVE Nr.3 zu § 28 StVZO; BayObLG StVE Nr. 4 zu § 28 StVZO; Jagusch/Hentschel, RZ. 12 zu § 28

StVW.
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die Zuweisung zur richtigen Fahrerlaub- erlaubnisklasse 2 (alt), welche ihren Füh-
nisklasse D sicherstellt, andererseits je- rerschein nicht haben umschreiben las-
doch die Beförderung von Fahrgästen sen. Sie berufen sich auf die Besitzstands-

Iausschließt. regelung des § 6 VI FeV und die insoweit ,
In der Praxis werden Probleme auftre- eindeutige Formulierung des § 76 Nr. 9

ten, insbesondere bei Inhabern der Fahr- FeV. , .

4. Personenlransporl in Anhängern

Personentransport mit Anhängern in zung für das Führen solcher Fahrzeug-
langsam fahrenden Zugkombinationen kombinationen herangezogen werden.
werden immer beliebter. Dabei handelt Personentransport in Anhängern war
es sich um Fahrzeugkombinationen mit nach § 15d I Nr. 3 StVZO in vor 1988 gel-
zumeist folgender Zusammenstellung: tenden Fassung per Verordnung gestat-

. Zugmaschine mit bauartbedingter tet. Der sogenannte Omnibusanhänger
Höchstgeschwindigkeit von 30 km/h war definiert als ein nach Bauart und Ein-
und 1.400 Kilogramm zulässiger Gesamt- richtung zur Beförderung von Personen
masse bei 1.300 Kilogramm Leermasse bestimmter Anhänger mit mehr als acht
mit Fahrgastplätzen. Bis zur Streichung die-

. (bis zu) zwei jeweils mit eigenem ser Vorschrift bedurfte es im Zutreffens-
amtlichen Kennzeichen zugelassenen An- falle einer zusätzlichen Erlaubnis zur
hängern (zugelassen als "Anhänger ,zur Fahrgastbeförderungu.
Personenbeförderung") mit jeweils 32 Aufgrund der entgegenstehenden
Sitzplätzen und einer zulässigen Gesamt- Vorschrift des §32a StVZO ist Perso-
masse von 3.500 Kilogramm. nentransport in Anhängern nunmehr un-

Da es sich dabei um Personenbeförde- zulässig. Dennoch dürfen entsprechende
rung handelt, könnte gemäß § 6 I FeV die Anhänger im Einzelfall aufgrund einer
Fahrerlaubnisklasse D einschlägig sein. Ausnahmegenehmigung gemäß § 70 I
Der Verordnungsgeber verlangt das Vor- StVZO mitgeführt werden. Diese Aus-
handensein dieser Fahrerlaubnisklasse je- nahmegenehmigung kann mit Auflagen
doch nur für das Führen von Kfz zur Per- verbunden werden (§ 71 StVZO). In sol-
sonenbeförderung mit mehr als acht Sitz- chenFällen wird üblicherweise die For-
plätzen außer dem Führersitz. Entspre- derung nach Vorliegen einer Fahrerlaub-
chendes gilt für das Führen von Kfz mit nis zur Fahrgastbeförderung erhoben
Anhängern. Da es sich bei der beschriebe- (§ 15d I StVZO-alt).
nen Kombination jedoch bezüglich des Fraglich bleibt nur, ob die Ausnahme-
Zugfahrzeuges nicht um ein Kfz zur Per- genehmigung nach StVZOdurch Aufla-
sonenbeförderung, sondern um eine gen zum Fahrerlaubnisrecht (§ 74 FeV)
Zugmaschine handelt, kann die Fahrer- kompensiert werden kann. Dagegen
laubnisklasse D/DE nicht als Vorausset- spricht, dass der Verordnungsgeber den

1) Bouska, Fahrerlaubnisrecht, Rz. 6 zu § 15d StVZO.
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gesamten Komplex der Zulassung von Daraus folgt, dass der Führer der ein-
Personen aus der StVZO herausgelöst gangs beschriebenen Fahrzeugkombinatio-
hat. Die FeV verfügt dabei über eigene nen lediglich die Fahrerlaubnisklasse BE
Ausnahmevorschriften und Auflagen. Ei- benötigt. Die Erteilung einer Ausnahmege-
ne Vermischung beider Rechtsgebiete er- nehmigung im Sinne des § 74 I Fe V ist nicht
scheint nicht angebracht. angezeigt; sie würde im Zweifel auch nur

Im Zuge der Novellierung des Fahrer- zu einer Schlechterstellung des Betroffenen
laubnisrechts wurden nämlich auch die führen. Auflagen (etwa die Forderung, im
Bestimmungen über die zusätzliche Er- Besitz einer Fahrerlaubnis zur Fahrgastbe-
laubnis zur Fahrgastbeförderung neu ge- förderung zu sein) lassen sich weder hier-
fasst (§ 48 FeV). Da es sich bei der be- aufnochauf§ 46FeV stützen, da es sich bei
schriebenen Fahrzeugkombination je- einer Auflage um eine Bestimmung han-
doch nicht um eine solche handelt, die delt, durch die der Adressat eines begünsti-
begrifflich den in § 48 FeV genannten Kfz genden Verwaltungsaktes beschwert wird.
entspricht, ist auch diese Bestimmung Diese offensichtliche Regelungslücke
nicht auf die hier aufgeführten Fälle an- führt jedoch dazu, dass die Intention des
wendbar. Schließlich ist im Gegensatz Ver:ordnungsgebers, die Personenbeförde-
zur früheren Regelung des § 15d StVZO rung durch Schaffung einer eigenen Fahr-
die Erlaubnispflicht zur Fahrgastbeförde- erlaubnisklasse respektive durch die Erfor-
rung in KOM entfallen, da für diese jetzt dernis der Fahrerlaubnis zur Fahrgastbe-
die Fahrerlaubnisklasse D oder ihre Un- förderung sicherer zu gestalten3), konterka-
terklasse D1 benötigt werden'). riert wird.

~ Der Autor: Bernd Huppertz, Polizeihauptkommissar im Verkehrsdezernat des Polizeipräsidiums K61n.

~ Schreibt für den VD seit: Juli 1991. i
~ Sein Spezialgebiet: a) Halten - Parken - Abschleppen

b) Rechtliche Problemstellungen bei zulassungsfreien Fahrzeugen.
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Ausgewählte Problemstellungen des
neuen Fahrerlaubnisrechts (Fortsetzung zu VD 1999,269)

Polizeihauptkommissar Bemd Huppertz

5. Abschleppen und (ungenehmigtes) Schleppen

Das neue Fahrerlaubnisrecht erleich- Tatsache beruht'. Hier werden insbeson-
tert die Voraussetzungen für Fahrer, die dere Defe~t, Ausbau von Fahrzeugteilen
ein liegen gebliebenes Fahrzeug ab- (Motor'), 01-, Batterie-, Kühlwasser- und
schleppen möchten. Zuwiderhandlun- Kraftstoffmange15, genannt.
gen gegen den Notbehelfsgedanken im Hinsichtlich des Bestimmungsortes
Sinne des Abschleppens nach § 6 I FeV kann es sich um eine Werkstatt, ein
wirken sich demnach nicht mehr so gra- Schrott- oder Verkaufsgelände oder
vierend aus. ähnliches handeln, soweit dieses nicht

Vor dem Blick in die neuen Regelun- mehr als zirka 45 Kilometer entfernt
gen sollten zunächst ein paar Begriffe ist6.
geklärt werden: Abschleppen ist das Abschleppen im Sinne des N otbe-
Verbringen eines betriebs unfähigen helfsgedankens zieht unter anderem die
Fahrzeugs zu einem möglichst nahe ge- Befreiung von der Zulassungs-, Versi-
legenen Bestimmungsorf. Betriebs- un- cherungs- und Steuerpflicht nach sich7.
fähigkeit ist die durch den Zustand des Ebenso genügt nach§ 6 I Fe V die Fahrer-
Fahrzeugs bedingte Betriebsunfähigkeit laubnisklasse des abschleppenden Kraft-
bei bestimmungsgemäßer Verwendung'. fahrzeugs8. Der Fahrer des abgeschlepp-
Nach Sinn und Zweck der Bestimmung ten Fahrzeugs muss lediglich geeignet
muss es gleichgültig sein, worauf diese (§ 2IV StVG) sein".

, Jagusch/Hentschei, Rz. 2 zu § 18 StVZO; Lütkes/Meier/Wagner, Rz. 5zu § 18 StVZO; Jagow, Rz.12 zu§18

StVZO; OLG Celle NZV 1994, 242.
2 Lütkes/Meier /W agner, Rz. 4 zu § 18 StVZO.

3 Jagusch/Hentschei, RZ. 11 zu § 18 StVZO.

4 OLGHamm VRS 57, 456 (= StVE NL4 zu § 18 StVZO); OLG Celle NZV 1994, 242; OLG Frankfurt NStZ-RR

1997,93.
5 Jagusch/Hentschei, RZ. 12 zu § 18 StVZO; OLGHamm DAR 1999, 178 (= VRS 96, 373); a.M.

Lütkes/Meier /Wagner,,-Rz. 4zu § 18 StVZO; a.M. Jagow, Rz. 12 zu § 18 StVZO; a.M. Verfasser VD 1999, 253

(zu OLG Hamm Fn. 5) und VD 1995, 245; LG München DAR 1957, 157; OLG Bremen NJW 1963, 726.
6 Jagusch/Hentschei, RZ. 11 zu § 18 StVZO; Verfasser VD 1992, 228; ders. VD 1994, 202; OLG Celle 1994, 242.
, Jagusch/Hentschei, RZ. 10 zu § 18 StVZO m.w.N. und Rz. 2 zu § 42 StVW; zur Befreiung von der

höchstzulässigen- Anhängelast vgl. OLG KobienzNZV 1998, 257 (Anm. Huppertz).
B Jagusch/Hentschei, RZ. 25 zu § 6 FeV und Rz. 10 zu § 18 StVZO; Heiler/Jagow, S. 61; Schurig/Glowalla, S. 69.
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Diese fahrerlaubnisrechtlichen Rege- Kraftfahrzeugs. Nach bisherigem
lungen galten bereits nach dem bisheri- Recht bedurfte dieser der Fahrerlaub-
gen Recht (§ 5 I StVZO-alt). Lediglich nisklasse 2-aIP'. Nunmehr benötigt er
die Auswirkungen bei Zuwider hand- nach § 6 I FeV die Fahrerlaubnisklasse
lungen gegen das Abschleppen im Sin- E, falls das geschleppte Fahrzeug eine
ne des Notbehelfsgedankens sind jetzt zulässige Gesamtmasse von mehr als
andere. In solchen Fällen liegt dann 750 Kilogramm aufweist!6. Die teilwei-
nämlich regelmäßig ein (ungenehrnigtes) se vertretene Auffassung!7, wonach
Schleppen im Sinne des § 33 StVZO vor grundsätzlich die Fahrerlaubnisklasse
mit der Folge, dass das geschleppte CE oder T erforderlich ist, wird jedoch
Kraftfahrzeug als zulassungspflichtiger den meisten Anwendungsfällen nicht

; Anhänger zu betrachten ist!O. gerecht. Überwiegend werden Pkw
: Unabhängig vom Vorliegen einer von Pkw abgeschleppt; bei Zuwider-
t Genehmigung bedurfte der Geschlepp- handlung gegen den Notbehelfsgedan-
: te der Fahrerlaubnisklasse für dieses ken wird im Sinne des § 33 StVZO un-

geschleppte Kraftfahrzeug!!. Dies gilt genehmigt geschleppt. Hierzu bedarf
nunmehr auch unter den neuen Bedin- . es dann der Fahrerlaubnisklasse B/BE.
gungen der FeV!2. Nach § 33 11 Nr.1 S. 3 In anders gelagerten Fällen kann dies
StVZO jedoch gilt dies nicht, wenn die je nach der zulässigen Gesamtmasse
beiden Fahrzeuge durch eine Einrich- des geschleppten Kraftfahrzet:tgs in
tung verbunden sind, die ein sicheres Verbindung mit der Leermasse des
Lenken auch des geschleppten Fahr- schleppenden (ziehenden) Kfz auch
zeugs gewährleistet, und die Anhänge- C1/C1E oder CE bedeuten.
last nicht mehr als die Hälfte des Leer- Im Vergleich zum bisherigen Fahr-
gewichts des ziehenden Fahrzeugs, je- erlaubnisrecht werden also durch die
doch in keinem Fall mehr als 750 Kilo- neue Regelung erleichterte Vorausset-
gramm beträgt. Da der Führer eines zungen für den Schleppenden geschaf-
solchen Kraftfahrzeugs dieses als An- fen. Zuwiderhandlungen gegen den
hänger führt!3, fällt es nicht unter die Notbehelfsgedanken im Sinne des Ab-
Regelungen des § 21 StVG'4. schleppens nach § 6 I FeV wirken sich

Anders verhält es sich bezüglich des demnach nicht mehr so gravierend
Führers des schleppenden (ziehenden) aus.

I

I
' Jagusch/Hentschel, Rz. 10 zu §)8 StVZO; Heiler IJagow, S. 61; BayObLG VRS 62, 42 ("' StVE Nr. 5 zu§ 24a

StVG); BGH NZV 1990, 157; OLG Hamm DAR 1999, 178 (= VRS 56, 373); amtl. Begr. zu § 6 FeV, VkBl. 1998,
982 (1062).

10 Jagusch/Hentschel, RZ. 3 zu § 33 StVZO; vgl. auch Jagow, Rz. 6 zu § 6 FeV und Rz.5 zu §33StVZO;

I Heiler/Jagow, S. 62.
I 11 Bouska, Rz. 11 zu § 5 StVZO-alt, S. 72.
I 12 Jagusch/Hentschel, RZ. 6 zu § 33StVZO; Schurig/Glowalla,.S.69.
: 13 Heiler/Jagow,S.62. ~ ~ - .

14 Jagusch/Hentschel, Rz. 11 zu § 21 StVG; JAGOW, Rz. 5 zu § 33 StVZO; Lütkes/Meier/Wagner, Rz. 5 zu § 33

StVZO.
15 Bouska, Rz. 11 zu § 5 StVW-alt, S. 72.
I' Jagusch/Hentschel, RZ. 3 zu § 6 FeV; Schurig/Glowalla,..SJ 69.
17 Heiler/Jagow, 5.62.

VD 3/00 59



! ;:;Jl'j

6. Klasse A 1 entspricht (nicht) der bisherigen Klasse 1 b

Im Zuge der Umsetzung der 2. EG- als 40 km/h mit umfasst, wenn diese bis
Führerscheinrichtlinie') wurde das natio- zum 31.12.1983 erstmals in den Verkehr
nale Fahrerlaubnisrechf) umfassend no- gekommen sind (Krafträder bisherigen
velliert. Dabei wurden einige Fahrerlaub- Rechts).
nisklassen in ihrem Regelungsumfang Ausweislich der amtlichen Begrün-
völlig neu gefasst, andere hingegen in ih- dung') soll nach dem Willen des Verord-
rer inhaltlichen Bedeutung beibehalten. nungsgebers die Fahrerlaubnisklasse Al
Letzteres hält, wie ein Vergleich der der bisherigen Klasse 1 b entsprechen.
Fahrerlaubnisklasse 1 b-alt und Al bele- Diese Meinung wird auch von der Kom-
gen soll, einer kritischen Überprüfung je- mentarliteratur') geteilt. !
doch nicht stand. § 6 I FeV bestimmt, daß zum Führen

INach § 5 I StVZO-alt berechtigte die von Leichtkrafträdern mindestens die
Fahrerlaubnisklasse 1 b zum Führen von Fahrerlaubnisklasse Al vonnöten ist. Da-
Leichtkrafträdem im Sinne der Legaldefi- bei werden sie als Krafträder der Klasse A
nition des § 18 II Nr. 4a StVZO.3) Darunter mit einem Hubraum von nicht mehr als i
sind Krafträder zu verstehen (...) mit ei- 125 ccm und einer Nennleistung von nicht
ner Nennleistung von nicht mehr als 11 mehr als 11 kW legaldefiniert. Der Rück-
kW und einem Hubraum von mehr als 50 griff auf die Kraftraddefirution der Klasse
ccm, aber nicht mehr als 125 ccm. Des A bringt dabei jedoch die entscheidenden
Weiteren wurden gemäß der Übergangs- Probleme mit sich: Denn Krafträder sind i
bestimmung des § 72 II zu § 18 II Nr. 4a Zweiräder mit einem Hubraum von mehr
StVZO auch Krafträder mit einem Hub- als 50 ccm oder mit einer bauartbedingten
raum von nicht mehr als 50 ccm und Höchstgeschwindigkeit von mehr als 45
einer durch die Bauart bestimmten km/ho Auf den ersten Blick wird damit
Höchstgeschwindigkeit (bbH) von mehr der zulassungsrechtlichen Definition des

I) Rili 91/439/EWG des Rates vom 29..7.1991 (ABI.. EG Nr.. L 237, S..l) Ld..F.. der Rili 96/47/EG des Rates vom

23..7..1996 (ABI.. EG Nr.. L 235, S.. 1) und Rili 97/26/EG des Rates vom 2..6..1997 (ABI.. EG Nr.. L 150, S.. 41)..
21 FeV vom 18..8..1998, BGBI.. I 2214 (= VkBI.. 1998,982)..

31I..d..F.. der 26. VO zur Änderung straßenverkehrsrechtlicher Vorschriften vom 12..8..1997, BGBI.. 12051 (= VkBI..

\1997,643).. 'I ZU § 61 FeV, VkBI.. 1998,982 (1061)..

Der gleiche Fehler findet sich beiJagow,ZUlassungsvorschriften (Losebl.., Stand 7/99), Rz. 1 Tabelle zu § 6
SI Jagusch/Hentschel, Straßenverkehrsrecht, 35.. Auf!. (1999), Rz.. 14 zu § 6 FeV; Schurig/Glowalla, Die neuen

Fahrerlaubnisklassen, S.. 58; Mindorf, Verkehrsrecht (LosebI.., Stand 2/99), Kap.. 3..2..3; Lütkes/Meier/Wagner, j
Straßenverkehrsrecht (LosebI.., Stand 10/99), Rz.. 5 zu § 6 I FeV mit eindeutigem Hinweis auf die Fortgeltung

Ider Definition des § 18 11 Nr.. 4a StVZO..

Einzig Heiler /Jagow, Führerschein, S.. 34 u.. 64, definieren die Klasse Al für "Krafträder mit einem Hubraum ;.

von nicht mehr als 125 ccm".. Aber auch sie weisen an anderer Stelle (S. 71) auf die Definition des § 18 11 Nr.
4a StVZO hin. Andererseits beschreibt die Tabelle S.. 63 die Klasse A für Krafträder mit einem Hubraum von
mehr als 50 ccm und (!) einer bauartbedingten Höchstgeschwindigkeit von mehr als 45 km/h.. FeV.. Der
gleiche Fehler findet sich bei Jagow, Zulassungsvorschriften (LosebI.., Stand 7/99, Rz..1 Tabelle zu § 6 FeV..

60 VD 3/00



'",i,

§ 18 n Nr. 4a StVZO (insbesondere: "mehr Das hat jedoch auch zur Folge, daß sich
als 50 ccm, aber nicht mehr als 125 ccm") die fahrerlaubnisrechtliche Bewertung ma-
und des alten Fahrerlaubnisrechts inhalts- nipulierter Zweiräder, insbesondere der
gleich entsprochen. Nur unter dieser Prä- ansonsten fahrerlaubnisfreien Mofa 25 än-
!!lisse macht auch die Einstellung der dert. Die zumeist unter Beibehaltung ihres
Ubergangsregelung des § 76 Nr. 6 FeV Hubraums"frisierten"Mofa 25 erreichen-
Sinn, die gleich der Übergangsregelung wie die polizeiliche Praxis lehrt - nicht sel-
des § 72 n zu § 18 n Nr. 4a StVZO in Ver- ten eine Höchstgeschwindigkeit von 80

I bindung mit § 5 I (zu Klasse 1 b) StVZO-alt km/h und mehr.6)Das Führen dieser Kraft-
~ Krafträder bisherigen Rechts ebenfalls als fahrzeuge verstößt dann nicht nur gegen
1 Leichtkrafträder ansieht. einschlägige zulassungsrechtliche Bestim-

Der Wortlaut des § 6 1 (zu Klasse A) mungen, sondern ist auch fahrerlaubnis-
J FeV definiert das Kraftrad jedoch alterna- pflichtig.7J

tiv entweder als Zweirad mit mehr als 50 Nach altem Fahrerlaubnisrecht bedurf-
ccm Hubraum oder (!) mit einer bauartbe- te es dafür der Klasse 1 (den Regelungsbe-
dingten Höchstgeschwindigkeit von mehr reich der Klasse 4-alt ließen diese Fahrzeu-

'I als 45 km/ho Durch die Einbindung dieser ge zumeist aufgrund der regelmäßig dann
Definition in die der Fahrerlaubnisklasse über 50 km/h liegenden bauartbedingten
Al sind Krafträder mit nicht mehr als Höchstgeschwindigkeit ohnehin aus.8)
50ccm (nämlich solche mit einer bauartbe- Nach der FeV hingegen genügt hinge-

"~ dingten Höchstgeschwindigkeit von mehr gen die Klasse Al"), da nunmehr solcherart
~, ' als 45 km/h) ebenfalls Leichtkrafträder. "frisierte" Mofa 25 der wie oben beschrie-

" Das Spektrum der Fahrerlaubnisklasse benen Definition von Leichtkrafträdern
Al erstreckt sich somit auf Leichtkrafträ- unterfallen. Da letztere mit einer bauartbe-
der mit einem Hubraum (ohne untere Be- dingten Höchstgeschwindigkeit von mehr
grenzung) von nicht mehr als 125 ccm und als 80km/h jedoch nur von Inhabern der
geht damit - entgegen der amtlichen Fahrerlaubnisklasse Al geführt werden
Begründung - über die bisherige Fahrer- dürfen, die das 18. Lebensjahr vollendet
laubnisregelung des § 5 I (zu Klasse 1 b) haben, ist für den entsprechenden Perso-
StVZO-alt hinaus. Nebenbei bemerkt, hät- nenkreis erst bei Überschreiten dieser bau-
te es also der Einstellung der Übergangsre- artbedingten Höchstgeschwindigkeit Klas-
gelung gar nicht bedurft. se Averpflichtend.

~ . Der Autor: Bernd Huppertz, Polizei-Hauptkommissar beim Verkehrsdienst Köln

. Schreibt fiir den VD seit: Juli 1991

. Sein Spezialgebiet: a) Halten - Parken - Abschleppen

b) Rechtliche Problemstellungen bei zulassungs freien Fahrzeugen

6) Im Oienstbereich des Polizeipräsidiums Köln wurden solche Kraftfahrzeuge mit einer bauartbedingten
Höchstgeschwindigkeit von mehr als 100 km/h (der bisherige "Spitzenreiter": 124,8 km/h) auf einem Rollen-

prüfstand gemessen.
7) BayObLG StVE Nr. 21 zu § 212 StVG; OLG Hamm NJW 1978,332 (= VRS 54, 26); BVerwG NZV 1995, 246.

8) Gleiches gilt nunmehr für die Klasse M (45 km/H).
9) A.M.: Lütkes/Meier/Wagner a.a.O., Rz.11 zu § 4 FeV ("wird durch technische Veränderungen, z.B. die bbH

auf mehr als 25 km/h angehoben, ist für das Fahrzeug die Fahrerlaubnisklasse A erforderlich"). ~
VD3/00 61 .
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31.12.1998 beim Führen eines Mofas be- führen. Sie lautet "Prüfbescheinigung
stehende Bestimmung gilt auch weiter- für Mofa/Krankenfahrstühle".
hin (nur) für Mofa-Führer. Allerdings
gilt dies nicht für den Führer des er- Klaus Vogler, Freilassing
wähnten Krankenfahrstuhles. Gemäß
§ 76 Z. 4 Fe V sind von der Prüfbescheini- Herr Vogler hat Recht. Ich bedauere
gung nur Führer von Mofas befreit. In sehr, dass ich der missverständlichen
dieser Bestimmung sind lediglich "Füh- Überschrift zu § 76 Nr. 3 FeV ("Prüfbe-
rer der in § 4 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 bezeich- scheinigung für Mofas/Krankenfahr-
neten Fahrzeuge" angesprochen - das stühle") "aufgesessen" bin und den Le- 1

sind Mofas (nicht aber Krankenfahrstüh- sem insoweit eine Fehlinformation zuge- ~

le)! Das bedeutet: Jeder Führer eines mutet habe. Der anschließende Text der
IK~ankenfa~~stuhles mit ~ine~ ba~artbe- V~rsc~rift besag;t eindeutig, dass die b.~-

dIngten Hochstgeschwmdlgkelt von gunshgende Shchtagsregelung nur fur ..

mehr als 10 km/h bis 25 km/h benötigt die Führer von Mofas, nicht aber von )
eine Prüfbescheinigung, die durch eine Krankenfahrstühlen gilt. Herrn Vogler i
gültige Fahrerlaubnis ersetzt wird (§ 5 und ,andere Leser, die mich auf meinen '

Abs. 1 S. 2 FeV). Irrtum aufmerksam gemacht haben, dan-
Zu einer fehlerhaften Auffassung, die ke ich für dienette und verständnisvolle

auch schon in anderen Veröffentlichun- Art, rnirder dies geschehen ist.
gen und Fachbüchern vertreten wurde,
kann die Überschrift des § 76 Z. 4 FeV Christine Kramer

Ausgewählte Problemstellungen des
neuen Fahrerlaubnisrechts (Fortsetzung zu VD 2000,58)

Polizeihauptkommissar Bernd Huppertz, Köln

7 . Flurförderzeuge

Der bisher im Zusammenhang mit ordnung (FeV) eingestellt. Hier wird er in
dem Fahrerlaubnisrecht nicht näher er- § 4 I Nr. 3 FeV bezüglich der Ausnahmen
wähnte Begriff des Flurförderzeugs wur- von der Fahrerlaubnispflicht und in § 6 I
de im Zuge der Novellierung des Fahr- FeV in der Klasse L aufgeführt, jedoch
erlaubnisrechts in die Fahrerlaubnisver- ohne nähere Definition!.

1 Auch in der amtlichen Begründung zur FeV (VkBI. 1998,982) wird der Begriff nicht näher erläutert.
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Einschlägige Richtlinien2und Unfall- kommen Plattformwagen (unter anderem
verhütungsvorschriften3 der Industrie de- Elektrokarren, Elektrostandwagen), Indu-
finieren Flurförderzeuge insgesamt als strieschlepper und Schubschlepper. Auch
FördermitteL die nach ihrer Bauart da- die Flurförderzeuge mit Hubeinrichtun-
durch gekennzeichnet sind, dass sie mit gen, zu denen die Stapler zählen, stellen
Rädern auf Flur laufen und frei lenkbar, keine einheitliche Fahrzeugart dar6.
zum Befördern, Ziehen oder Schieben von Stapler sind, da sie der Beförderung
Lasten eingerichtet und zur innerbetrieb- von Gütern dienen, ausdrücklich keine
lichen Verwendung bestimmt sind. Zu- Selbstfahrenden Arbeitsmaschinen (SAM)7. i(;,
sätzlich können sie mit einer Hubeinrich- In einem Merkblatt des Bundesministeri-
tung zum Heben, Stapeln oder In-Regale- ums für Verkehr, Bau- und Wohnungswe-
Einlagern von Lasten eingerichtet sein sen' für Stapler mit einer bauartbedingten
und Lasten selbst aufnehmen und abset- Höchstgeschwindigkeit von nicht mehr
zen'. als 25 km/h werden diese als Lkw-Stapler

Nach anderer DefinitionS handelt es definiert, die ihrer Bauart nach der DIN
sich um Drei- oder Vierradfahrzeuge, die ISO 5053' entsprechen und nur für den
von Hand oder durch Elektro-, Diesel- j:nnerbetrieblichen Einsatz bestimmt sind.
oder Ottomotoren bewegt werden. Flur- Sie sind damit grundsätzlich als nicht zu-
fördermittel gibt es für Fahrerbegleitung lassungsfähige Kraftfahrzeuge zu betrach-
oder mit Fahrerstand oder -sitz. Damit ist ten. Für gelegentliche und auf kurze
klargestellt, daß auch Geh-Hubwagen mit Strecken beschränkte Benutzung auf öf-
Motorbetrieb bei entsprechender Bauart fentlichen Straßen werden jedoch im all-
bestimmter Höchstgeschwindigkeit (bbH) gemeinen Ausnahmen von der Zulas-
der Fahrerlaubnispflicht unterliegen. sungspflicht bewilligt sowie in technisch

begründeten Fällen bauartbedingte Ab-
Gabelsta p ler weichungen vo~ den ~auvorschriften der

StVZO genehmIgt. SIe werden dann als

sind nicht alles Lkw zugelassen; die Ausnahmegenehmi-
gung wird dabei in aller Regel mit Aufla-

Allgemein wird der weitaus bekannte- gen verbunden!o.
re Begriff des (Gabel-)Staplers als Syno- Fahrerlaubnisrechtlich ergibt sich da-
nym für Flurförderzeuge verwendet. Da- bei folgendes Bild: Nach der Fahrerlaub-
bei macht diese Fahrzeugart lediglich ei- nisverordnung sind Flurförderzeuge mit
nen Teil der Flurförderzeuge aus. Hinzu einer bauartbedingten Höchstgeschwin-

2 Richtlinien der Fachgemeinschaft Fördertechnik für die bestimmungs- und ordnungsgemäße Verwendung von

Flurförderzeugen; DIN ISO 5053 (Stand: August 1994).
3 Unfallverhütungsvorschrift der Berufgenossenschaft (VBG), hier: UVV 48.. § 2 UVV 48.
5 Mindorf, Verkehrsrecht, Kap. 3. 2, S. 13, der jedoch fälschlicherweise den Begriff "Flurförderfahrzeuge" benutzt.

, Vgl. hierzu näher die Aufzählung in DIN ISO 5053 (1994).
, Ditsch/Konitzer /Wehrmeister, Rz. 5 zu § 18 StVZO; Jagusch/Hentschel, Rz. 16 zu § 18 StVZO und Rz. 9 zu § 6

FeV; Verfasser PVT 1992, 225; OLG Hanun VR 1984, 125; DA zu § 18 11 [VkBI. 1%1,439 (VkBI.l990, 196)]; amtli-

che Begründung zu § 6 I FeV [VkBI. 1998,982 (1062)].
, VkBI. 1980,784 in der Fassung vom 2.10.1990 (VkBI. 1990,651).
, Diese Norm hat die in dem Merkblatt zitierte DIN 15140 ersetzt.
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digkeit von nicht mehr als 6 km/h auf- zu diesen Fahrzeugkategorien gehören,
grund der Regelung in § 41 Nr. 3 FeV fahr- durften sie im Zutreffensfalle bereits bei
erlaubnisfrei. Für solche mit einer bauart- dieser niedrigen bauartbedingten Höchst- lbedingten Höchstgeschwindigkeit von geschwindigkeit je nach ihrer zulässigen
nicht mehr als 25 km/h wird die Fahrer- Gesamtmasse nur mit Fahrerlaubnisklasse
laubnisklasse L benötigt. In beiden Fällen 2 oder 3 gefahren werden!5. Schnellere
ist auch der Anhängerbetrieb eingeschlos- Flurförderzeuge benötigten ohnehin die
sen. Während die zulässige Gesamtmasse Fahrerlaubnisklasse 2-alt oder 3-alt.
für diese Fahrerlaubnisklasse keine Bedeu-

ltung haP\ benötigen schnellere Flurförder- .
zeuge jedoch je nach ihrer zulässigen Ge- So sIeht es

samtmasse die Fahrerlaubnisklasse B, Cl beim Umtausch aus
!oder C Geweils unter Umständen mit der

entsprechenden Anhängerklasse E). Beim Umtausch von Fahrerlaubnissen
Nach bisherigem Fahrerlaubnisrecht alten Rechts auf die neuen Klassen und I

(§ 5 StVZO-alt) benötigten Inhaber von dem Umtausch von Führerscheinen nach !
Fahrerlaubnissen mindestens die Klasse bisherigen Mustern wird regelmäßig min-
5-alt. Nach § 5 I (Klasse 5) StVZO-alt in der destens auch auf die Klasse L umgestellt.
vor dem 1.1.1989 geltenden Fassung be- Fahrerlaubnisse alten Rechts bleiben
rechtigte diese zum Führen von allen gemäß § 6 VI FeV im Umiang ihrer bisheri-
Kraftfahrzeugen mit einer bauartbedingten gen Berechtigung gültig. Dies gilt jedoch
Höchstgeschwindigkeit von nicht mehr als vorbehaltlich der Bestimmungen des § 76
25 km/h, ohne dass es auf die zulässige Nr. 9 FeV. Danach dürfen Fahrerlaubnisin-
Gesamtmasse ankam. haber der Klassen 2/3-alt, sobald sie das

In der seit dem 1.1.1989 geltenden Fas- 50. Lebensjahr vollendet haben, keine in
sung durften nur Zug- und Arbeitsmaschi- die Klassen C/CE fallenden Fahrzeug-
nen mit einer bauartbedingten Höchstge- kombinationen mehr führen. Darunter je-
schwindigkeit von nicht mehr als 25 km/h doch fallen dann auch alle diejenigen Aur-
gefahren werden'2. Falsch ist in diesem Zu- förderzeuge mit einer bauartbedingten
sammenhang jedoch der Hinweis in der Höchstgeschwindigkeit von mehr als 25
amtlichen Begründung'3, dass die Klasse km/h und mehr als 7.500 Kilogramm
5-alt hier nur noch für LoF-Zugmaschinen zulässiger Gesamtmasse. Bei Anhängerbe-
und SAM gelte. Diese Ansicht wird biswei- trieb gelten unter Umständen entspre-
len in der Literatur" unreflektiert über- chend den Vorschriften des § 6 I FeV zu
nommen; der Verordnungstext gibt das je- Klasse C1E sogar niedrigere Gewichtsbe-
doch nicht her. Da Flurförderzeuge nicht schränkungen.

. Der Autor: Bernd Hupperlz, Polizei-Hauptkommissar beim VerkehrS(lienst Köln

. Schreibt für den VD seit: Juli 1991

. Sein Spezialgebiet: a) Halten - Parken - Abschleppen

b) Rechtliche Problemstellungen bei zulassungs freien Fahrzeugen

11 Lütkes/Meier/Wagner, Rz. 11 zu § 6 FeV.

12 15. ÄndVO-StVZQvom 14.6.1988, BGBl I, 765 (VkBI. 1988, 4!XJ).

13 Zu § 6 I FeV [VkB11998, 982 (1~2)].

'4 Uppert VD 2()XJ (folgt in Ausgabe 5); Mindorf, Kap. 32, S. 24.

15 So auch der Hinweis in dem Merkblatt des BMV [VkB11980, 784 in der Fassung vom vom 210.1m (VkBl1m, 651)].
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Klasse 5. Seitdem gilt dies nur noch für sie keine selbstfahrenden Arbeitsma-
selbstfahrende Arbeitsmaschinen und schinen im strengen Sinne sind. Wegen t
land- und forstwirtschaftliche Zugma- ihrer vergleichbaren Eigenschaften
schinen. Damit gehörten auch Flurför- wurden sie nun (ab 1. Januar 1999) wie-
derzeuge zur Klasse 2 oder 3 (je nach der in die Fahrerlaubnisklasse L einge-
ihrem zulässigen Gesamtgewicht), da ordnet}3)

Das Wichtigste in Kürze I

Flurförderzeuge sind innerbetriebliche zungen erfüllen. Werden motorisierte
Fördermittel auf Rädern, mit denen Flurförderzeuge mit Hochhubein-
Lasten aller Art befördert, gezogen, richtung (sogenannte Lkw-Stapler) r
geschoben, gehoben, gestapelt oder in auf der Allgemeinheit zugänglichen j
Regale gelagert werden können, zum Flächen eingesetzt, bedarf es der Zu-
Beispiel Schlepper oder Gabelstapler). lassung nach § 70 StVZO. Als Fahrer-
Für den Betrieb ist eine schriftliche Be- laubnis reicht der "innerbetriebliche
triebsanweisung des Unternehmers Fahrausweis" nicht mehr aus; es .!
erforderlich. Es dürfen nur Personen muss je nach bauartbedingter I
zum selbständigen Steuern von Flur- Höchstgeschwindigkeit eine allge-
förderzeugen mit Fahrersitz oder Fah- meine Fahrerlaubnis vorliegen. Dar-
rerstand beauftragt werden, die die in über hinaus besteht Versicherungs-
der UVV 48 geforderten Vorausset- und Steuerpflicht.

, Der Autor: Peter Lippert, Erster Polizei-Hauptkommissar, Leiter der Polizeistation Gießen I

, Schreibt für den VD seit: 1996

, Seine Spezialgebiete: Verkehrsrecht, Polizei- u. Ordnungsrecht

Ausgewählte Problemstellungen des ;

neuen Fahrerlaubnisrechts (Fortsetzung zu VD 2000, 78) l

ä:'~~:::~:~:::~::P~:hrerlaUbnisklasse CE (CE 79) f
Gemäß § 6 VI FeV bleiben Fahrer- her werden beim Umtausch der alten

laubnisse alten Rechts im Umfang ih- Fahrerlaubnisklasse 3 und dem Um-
rer bisherigen Berechtigung gültig. Da- tausch von entsprechenden Führer-
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scheinen nach bisherigen Mustern schaft handelt, werden die Besitzstände
gemäß Anlage 3 FeV ~m Sinne der Be- durch die Klassen L und Taufgefangen.
sitzstandswahrung regelmäßig die
neuen Fahrerlaubn.isklassen B, BE, Cl, Zulassun

gsfreieCIE, Mund L erteIlt. Je nach dem Da-
tum der Erteilung der alten Fahrerlaub- Anhänger können in CE
nisklasse 3 kommen die neuen Fahrer- f 11
laubnisklassen A und Al hinzu. a en

Obwohl bei Klasse 3-alt nur Fahr-
I zeugkombinationen bis zu maximal Zu den zulassungsfreien Anhän-

drei Achsen gefahren werden dürfen, gern gehören jedoch zum Beispiel auch

werden beim Umtausch die Klassen BE 8 Wohn- und Packwagen im Gewerbe
und CIE unbeschränkt erteilt. Dabei er- nach Schaustellerart (Buchstabe e)
langt der Fahrerlaubnisinhaber nun- 8 Arbeitsmaschinen (Buchstabe 1) oder
mehr auch das Recht, mehrachsige 8 Spezialanhänger zur Beförderung
Zugkombinationen zu fahren!). von Sportgeräten oder Tieren für

Im Gegensatz zum bisherigen Recht Sportzwecke (Buchstabe m) undist er jedoch bei der zulässigen Gesamt- . ähnliche Fahrzeuge.

masse auf zwölf Tonnen limitiert. Die Auch diese Kombinationen können
Möglichkeit, Züge mit einer zulässigen je nach ihrer Gesamtmasse in die Klas-
Gesamtmasse von bis zu 18.750 Kilo- se CE fallen.. Der Code 79 beinhaltet.
gramm bei nicht mehr als drei Achsen nach Anlage 9 auch die Berechtigung
zu fahren, wird hingegen nur auf An- zum Führen von Zügen bestehend aus
trag erteilP). Diese Fahrzeugkombina- einem Zugfahrzeug der Klasse Cl (=
tionen unterfallen der Klasse CE; die bis 7,5 Tonnen zulässiger Gesamtmas-
Beschränkung auf eben jene Fahrz!"ug- se) und zulassungsfreien Anhängern,
kombinationen wird entsprechend An- wobei die Gesamtmasse mehr als
lage 9 FeV durch Eintragung der Co- 12.000 Kilogramm betragen kann'). Die
dierungszah179 (CIE > 12.000 kg, < L 3) zur Verfügung stehenden Zeichen
in Spalte 12 auf dem Führerschein reichten allerdings nicht aus, um dies
deutlich gemachf). im Code 79 ausdrücklich zum Aus-

Züge mit mehr als drei Achsen fie- druck zu bringen5).
len bisher grundsätzlich in Klasse 2-alt. Die amtliche Begründung") und
Das Mitführen von nach § 18 11 Nr. 6 (teilweise) auch die Literatur7) geben
StVZO zulassungsfreien Anhängern den Verordnungstext der Anlage 9 FeV
bildete jedoch keinen Zug in diesem unzutreffend wieder: panach darf nur
Sinne. Soweit es sich um Anhänger in ein zulassungsfreier Anhänger mitge-
Betrieben der Land- und Forstwirt- führt werden. Dies aber entspricht we-

1} v gl. Huppertz VD 2000, 5. 58.

2) Anlage 3; amtliche Begründung zu § 6 FeV, VkBl. 1998,982 (1065); Schurig/Glowalla, 5. 67, 95.
') Amtliche Begründung zu § 6 FeV, VkBl. 1998, 982 (1065); Schurig/Glowalla, 5.127.
4) Langtext gemäß Anlage 9 (zu Code 79).

')Amtliche Begründung zu § 6 FeV, VkBl. 1998,982 (1065); Schurig/Glowalla, 5. 95; Lütkes/Meier/Wagner,

Rz.1zu§6FeV.
6) VkBl. 1998,982 (1065).
1) Schurig/Glowalla, 5. 67 u. 95; Lütkes/Meier/Wagner, Rz.1 zu § 6 FeV.
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der dem bisherigen Recht8) noch dem B/BE/C1/C1E (CE 79) seine Berechti-
Verordnungs text gemäß Anlage 9 FeV. gung auf die Klassen C/ CE, so wird die
Zwar ergeben sich bezüglich der Anzahl Eintragung CE 79 ersatzlos gestrichen;
mitgeführter Anhänger Grenzen durch in Spalte 11 wird die dann für die Klas-
einschlägige Vorschriften der StVZO (et- sen C/CE gültige Befristung mit einer
wa den §§ 32, 34 oder 42), nicht jedoch Laufzeit von (nur) fünf Jahren eingetra-
aus der FeV. gen. Wird die Fahrerlaubnis für diese

Die zeitliche Befristung ergibt sich Klassen dann nicht verlängert, darf der
aus der Regelung des § 76 Nr. 9 FeV und Inhaber keine in Klasse C oder CE fal- ;
der Zugehörigkeit dieser Fahrzeugkom- lenden Kraftfahrzeuge oder Fahrzeug-
binationen zur Fahrerlaubnisklasse CE"). kombinationen mehr fahren. Dies um-
Danach verliert der Fahrerlaubnisinha- fasst dann aber auch solche mit, die er
ber mit Vollendung des 50. Lebensjahres bisher mit dem Code 79 - nach § 76 Nr.
das Recht, Fahrzeugkombinationen der 9 FeV auch noch bis zur Vollendung
Klasse CE zu fahren. Dies gilt sowohl seines 50. Lebensjahres - hätte fahren
für Inhaber der Fahrerlaubnisklasse 3-alt können.
als auch nach der Umschreibung für In- Eine Doppeleintragung beider Fris-
haber der Klassen B/BE/C1/C1E/CE ten (fünf Jahre für die Klassen C/CE
79. Im letzten Fall wird sie durch die und bis zum 50. Lebensjahr für CE 79)
entsprechende Eintragung in Spalte 11 nebeneinander 1st nicht vorgesehen
dokumentiert. Für eine etwaige Verlän- und aufgrund des vorhandenen Platzes
gerung gilt dann die fünfjährige Befris- auch nicht möglich. Der Verordnungs-
tung entsprechend § 22 I FeV. geber ist aufgefordert, etwa durch Er-

Erweitert ein (zumal) jüngerer lass einer entsprechenden Verwal-
Inhaber der Fahrerlaubnisklassen tungsvorschrift Abhilfe zu schaffen.

. Der Autor: Bernd Huppertz, Polizei-Hauptkommissar beim Verkehrsdienst Köln.

. Schreibt für den VD seit: Juli 1991

. Sein Spezialgebiet: a) Halten - Parken - Abschleppen

b) Rechtliche Problemstellungen bei zulassungs freien Fahrzeugen

..In der Praxis hat sich folgende ti

Zitierweise für den
VERKEHRS 0 IEN S T durchgesetzt:
VERKEHRS DIENST 1995; 223 oder

8) Jagusch/Hentschel, RZ. 7 zu § 5 StVZO-alt; Bouska, Rz. 4 zu § 18 StVZO (noch zum alten Recht).
') Schurig/Glowalla, S. 98.
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nitätsprinzips von der Verfolgung der nahmegenehmigung für die Deutsche
Ordnungswidrigkeit abzusehen. Post AG - sicher gestellt. Die noch in

Damit ist nunmehr die Gleichstel- diesem Jahr angestrebte Streichung des
lung aller Postdienstleister im Straßen- § 35 Abs. 7 Satz 1 StVO, der derzeit ma-
verkehr - abgesehen von der sachlich teriell ohnehin ins Leere läuft, wird nur
begründeten und eng gefassten Aus- noch den formalen Schlusspunkt setzen.

. Die Autorin: Christine Kramer, Ministerialrätin, Bundesverkehrsministerium, Bonn.

. Schreibt für den VD seit: 1999.

. Ihre Spezialgebiete: Straßenverkehr, Straßenverkehrsrecht, Verhaltensrecht, Verkehrsordnungswidrigkeitenrecht.

Ausgewählte Problemstellungen des

neuen Fahrerlaubnisrechts (Fortsetzung zu VD 5/2000,106)

Polizeihauptkommissar Hemd Huppertz

9. Fahrerlaubnisfreie Kfz

Wer auf öffentlichen Straßen ein 8 Flurförderzeuge,
Kraftfahrzeug führt, bedarf der Fahrer- 8 einachsige Zug- und Arbeitsmaschi-
laubnis (§ 2 I StVG; § 4 I FeV). Ausge- nen, die von Fußgängern an Holmen
nommen von dieser Vorschrift sind .le- geführt werden,
diglich die in § 4 I Nr. 1 bis 3 und bis 8 Kraftfahrzeuge mit einer durch die
zum 31.12.2000 die in § 76 Nr. 1 FeVenu- Bauart bestimmten Höchstgeschwin~
merativ aufgeführten Kraftfahrzeuge so- digkeit (bbH) von hicht mehr als 6
wie bestimmte Kraftfahrzeuge nach in- km/h und
ternationalem Recht: 8 fahrerlaubnisfreie Kraftfahrzeuge aus~

ländischer Kraftfahrer.
8 Fahrrad mit Hilfsmotor (FmH [Mofa § 4 I Nr. 1 bis 3 FeVl) zählt nicht nur die

25]), fahrerlaubnisfreien Kraftfahrzeuge auf,
8 Motorisierte Krankenfahrstühle, sondern nennt gleichzeitig die Voraus-
8 selbstfahrende Arbeitsmaschinen setzungen der FahrerlaubnisfreiheiP).

(SAM), Werden diese nicht erfüllt, sind die ge-
8 Land- oder forstwirtschaftliche (LoF) nannten Kraftfahrzeuge fahrerlaubnis-

Zugmaschinen, pflichtig.

1) Fahrerlaubnisverordnung vom 18.8.1998, BGB1. I (1998),2214 (= VkBL. 1998,982).
2) Mindorf, Verkehrsrecht (Losebi., Stand 2/1999), Kap. 3.2, S. 11.
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Fahrräder mit Hilfsmotor "Richtlinie hinsichtlich der Maßnahmen
(M f ) zur Einhaltung der zulässigen Höchstge-

0 a 25 schwindigkeit"'O) darf die bauartbedingte

Höchstgeschwindigkeit bei Leichtmofas
Mofas sind einspurige, einsitzige 22,5 km/h, bei Mofas 32,5 km/h betra-

Fahrräder mit Hilfsmotor (FmH) - auch gen. Durch die Bauart bestimmt ist die
ohne Tretkurbel - mit einer bauartbe- Höchstgeschwindigkeit nur, wenn sie
dingten Höchstgeschwindigkeit von auf der konkreten Beschaffenheit der
nicht mehr 25 km/ho Auch das Leicht- Bauteile beruht, die die Fortbewegung
mofa fällt unter die Begriffsdefinition des ermöglichen. Damit sind insbesondere
Mofa'). Fahrgestell, Bereifung, Motor und Ge-

Einsitzigkeit liegt vor, wenn die Sitz- triebe") gemeint. Wird die bauartbeding-
fläche nicht länger als 45 Zentimeter ist'). te Höchstgeschwindigkeit durch techni-
Der Einsitzigkeit steht die Anbringung sche Veränderungen zum Beispiel auf
eines besonderen Sitzes für die Mitnah- mehr als 25 km/h angehoben, wird das
me von Kindern unter sieben Jahren Fahrzeug fahrerlaubnispflichtig. Die zu-
nicht entgegen, wohl aber der Austausch meist unter Beibehaltung ihres Hub-des Sitzes gegen eine SitzbankS). . raums "frisierten" Mofa 25 erreichen

Nach der bis 1997 geltenden Definiti- nicht selten eine Höchstgeschwindigkeit
on mussten Mofa zusätzlich Tretkurbeln von 80 km/h und mehr!2). Aufgrund der
aufweisen und sein Motor durfte bei ei- in § 6 I FeV unter Einbeziehung der Defi-
ner Höchstgeschwindigkeit von 25 km/h nition des Kraftrades im Sinne der Fahr-
nicht höher als 4.800/min drehen. Tret~ erlaubnisklasse A gewählten Legaldefi-
kurbel und Drehzahlbegrenzung sind nition des Leichtkraftrades (Krafträder
nun nicht mehr vorgeschrieben"), gleich- der Klasse A mit einem Hubraum von
wohl jedoch weiterhin zulässig7). nicht mehr als 125 ccm) unterfallen sol-

Die bauartbedinge Höchstgeschwin- cherart manipulierte Mofa 25 dann der
digkeit ist die Geschwindigkeit, die von Fahrerlaubnisklasse Al: das Spektrum
einem Kraftfahrzeug nach seiner Bauart der Fahrerlaubnisklasse Al erstreckt sich
auf ebener Bahn bei bestimmungs- nämlich auf Krafträder mit einem Hub-
gemäßer Benutzung nicht überschritten raum (ohne untere Begrenzung) von
werden kann (Legaldefinition des § 30a I nicht mehr als 125 ccm und einer bauart-
StVZO)6). Zugunsten des Betroffenen bedingten Höchstgeschwindigkeit von
wird eine Messtoleranz von zehn Pro- mehr als 45 km/h oder (!) mehr als 50
zent zugestanden"). Entsprechend der ccm bis 125 ccm ohne Grenze bei der

3) Jagow, FeV-StVZO (LosebI., Stand 7/1999), Rz. Sc zu§ 4 FeV..
4) Jagow, ebd.
5) Änderung der Sitzbank führt des Weiteren zum Erlöschen der BE (Wiederhold, Wann erlischt die BE für das

Mofa, VD 1986, 55; Beispielkatalog BMVBW, 6.38).
') BGBl.12051 (= VkBl.1997, 655).

"Lütkes/Meier/Wagner, Straßenverkehrsrecht (LosebI., Stand: 12/1999), Rz. 1 zu § 4 FeV.
8) Siehe auch: Lütkes/Meier/Wagner, a.a.O., Rz.15 zu § 4 FeV.
9) Lütkes/Meier/Wagner, a.a.O., Rz. 1 zu § 18 StVZO; Messtoleranzen-KatalogVkBl. 1994, 18Z.

I 'O) BMVBW vom 11.3.1986, VkBl. 1986, 191; VkBl. 1989,435.
'" OVG Münster NZV 1995, 413; Lütkes/Meier /Wagner, a.a.O., Rz. 8 zu § 4 FeV.

, U) Verfasser VD 2000, 60 (61).
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bauartbedingten Höchstgeschwindig- entgegenwirken, Kleinstautomobile mit
keif'). mehreren Sitzplätzen als Krankenfahr-

Für das Führen eines Mofa 25 ist je- stühle auszuweisen, diese aber gleich-
doch nach § 5 I FeV eine Prüfbescheini- wohl Personen, die nicht gebrechlich
gung erforderlich. Dies gilt nicht für Füh- oder behindert und womöglich nicht im
rer von Mofa 25, die vor dem 1.4.1980 das Besitz einer Fahrerlaubnis sind, zugäng-
15. Lebensjahr vollendet haben (§ 76 Nr. 4 lich zu machen'6). Zwar setzt das Privileg
FeV). Die Prüfbescheinigung stellt jedoch des § 4 I Nr. 2 FeV nicht die Benutzung
keine Fahrerlaubnis dar. Bei Zuwider- des Krankenfahrstuhls durch eine ge-
handlungen allein gegen diese Vorschrift brechliche oder behinderte Person vor-
ergibt sich somit keine Straftat im Sinne aus, doch muss das Fahrzeug nach seiner
des § 21 StVG'4). Bauart dazu bestimmt sein. Ein zum Bei-

spiel durch Entfernung des Beifahrersit-
Motorisierte zes ~gebaute~.Klein-Pkw ~it ~ine~ bau-

artbedmgten Hochstgeschwmdlgkert von
Krankenfahrstühle 25 km/h ohne technische Besonderheiten

fAr körperlich Gebrechliche oder Behin-
Nach der Legaldefinition des § 4 I Nr. 2 derte erfüllt diese Voraussetzungen

FeV (= § 18 II Nr. 5 StVZO) sind nach der nichf7}.
Bauart zum Gebrauch durch körperlich Als motorisierte Krankenfahrstühle
gebrechliche oder behinderte Personen gelten gemäß der Übergangsvorschrift
bestimmte Kraftfahrzeuge mit einem des § 76 Nr. 2 FeV auch nach Bauart zum
Sitz, einem Leergewicht von nicht mehr Gebrauch durch körperlich gebrechliche
als 300 Kilogramm und einer bauartbe- oder behinderte Personen bestimmte
dingten Höchstgeschwindigkeit von Kraftfahrzeuge mit höchstens zwei Sit-
nicht mehr als 25 km/h (motorisierte zen, einem Leergewicht von nicht mehr
Krankenfahrstühle) fahrerlaubnisfrei. als 300 Kilogramm und einer bauartbe-

Entscheidend ist dabei, dass diese dingten Höchstgeschwindigkeit von
Fahrzeuge nach ihrer Bauart zum Ge- nicht mehr als 30 km/h, wenn sie bis
brauch durch körperlich gebrechliche zum 30.6.1999 erstmals in den Verkehr
oder behinderte Personen bestimmt sind. gekommen sind und durch körperlich
Fehlt solchen Kraftfahrzeugen diese Ei- gebrechliche oder behinderte Personen
genschaft, handelt es sich bei mehrspuri- benutzt werden.
gen Kraftfahrzeugen um fahrerlaubnis- Bei diesen Krankenfahrstühlen frühe-
pflichtige Fahrzeuge, selbst wenn sie so ren Rechts (vgl. § 72 II zu § 18 II Nr. 5
schwach motorisiert sind, dass sie nur 25 StVZO) kommt es entgegen der obigen
km/h fahren können'5). Die eindeutige Darstellung auf die zweckgebundene Be-
Definition des Krankenfahrstuhls soll nutzung durch den angesprochenen Per-
den immer wiederkehrenden Versuchen sonenkreis an; das Ausmaß der Gebrech-

'3} Verfasser VD 2000, 60; a.M.: Lütkes/Meier/Wagner, a.a.O., Rz.11 zu § 4 FeV.
'4} Jagusch/Hentschel, Straßenverkehrsrecht, 35. Auf!. (1999), Rz. 4 zu § 5 FeV; Schurig/Glowalla, Die neuen

Fahrerlaubnisklassen, S. 53.
'S} Schurig/GlowaIla, a.a.O., S. 53.
'6} Heiler/Jagow, Führerschein, 4. Auf!. 1999, Kap. 24.1, S. 323.
'" VG WÜrzburg NZV 2000, 104; Kramer VD 2000;25 (27); Schäpe DAR 1999, 426 (428); Verfasser PVT 1992, 225

.(226).
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li~hkeit oder Behinderung bleibt aller- Bundesminister für Verke.~r bestimmten
Idmgs offen!.). Art solcher Fahrzeuge gehoren.

Des Weiteren werden gemäß § 76 Mit der Eigenschaft als selbstfahrende
Nr. 2 FeV auch motorisierte Kranken- Arbeitsmaschine ist jedoch vereinbar,
fahrstühle im Sinne der Vorschriften der dass die zur Verrichtung der Arbeit erfor-
DDR, wenn sie bis zum 28.2.1991 erst- derlichen Begleitpersonen und Arbeits-
mals in den Verkehr gekommen sind, geräte sowie Hilfsmittel für die Maschine
mit umfasst. mitgeführt werden2!). Jedoch muss der Ar-

Für die Führung eines Krankenfahr- beits- und nicht der Transportzweck im
stuhls mit einer bauartbedingten Höchst- Vordergrund stehen. Eine Sand transpor-
geschwindigkeit von mehr als 10 km/h tierende selbstfahrende Arbeitsmaschine
ist jedoch nach § 5 I FeV eine Pr.~fbe- ist daher zulassungspflichtig") und in der
scheinigung erforderlich. Die Uber- Folge auch fahrerlaubnispflichtig.
gangsvorschrift des § 76 Nr. 4 FeV gilt Zu diesem Zweck darf auch ein An-
für diese Kraftfa~~zeuge entgegen der hänger mitgeführt werden23). Werden zu-
dort aufg~führten Uberschrift nichti9). Die lassungsfreie Anhänger mitgeführt, wird
Prüfbescheinigung stellt jedoch keine kein Zug im fahrerlaubnisrechtlichen Sin-Fahrerlaubnis dar. Bei Zuwiderhandlun- . ne gebildet. Bei der Beförderung vonGü-

gen allein gegen diese Vorschrift ergibt tern ist die Zulassungsbefreiung verwirkt,
sich somit keine Straftat im Sinne des § 21 und die Anhänger werden zulassungs-
StVG20). pflichtig. Durch Mitführen eines Güter

befördernden Anhängers wird die selbst-
Selbstfahrende fahrende A~beitsmaschin~ begrifflich zur

ZugmaschIne und somit zulassungs-
Arbeitsmaschinen pflichtig. Bei Anwendung des alten Fahr-

erlaubnisrechts wurde ein Zug gebildet;
Ebenfalls fahrerlaubnisfrei sind Selbst- bei mehr als drei Achsen war dann die

fahrende Arbeitsmaschinen mit einer Klasse 2 erforderlich2.). Nach neuem
...~ bauartbedingten Höchstgeschwindigkeit Fahrerlaubnisrecht bedarf es der Klasse

von nicht mehr als 6 km/ho Dabei handelt B oder C1/C und bei Anhängerbetrieb
es sich um Fahrzeuge, die nach ihrer Bau- der jeweiligen Zusatzklasse E. Die Fahr-
art und ihren besonderen, mit dem Fahr- erlaubnisklasse Lkommt nicht in Be-
zeug fest verbundenen Einrichtungen zur tracht, da es keine selbstfahrende Ar-

., Leistung von Arbeit, nicht zur Beförde- beitsmaschine mehr ist, sondern eine
rung von Personen oder Gütern bestimmt Zugmaschine.
und geeignet sind (Legaldefinition des Entgegen dem Verordnungs text und

U"'" § 18 II Nr. 1 StVZO) und die zu einer vom der amtlichen Begründ ung25) wird in

'8) Schäpe DAR 1999, 426 (427).
'9) Schäpe DAR 1999, 426 (427); dennoch: 5churig/Glowalla, a.a.O., 5.53; Heiler/Jagow, a.a.O.,..5. 324; Kramer

VD 2000, 25, 77. I
20) Schurig/Glowalla, a.a.O., 5. 53; Jagow, a.a.O., Rz. 4zu § 5 FeV.
21) Jagow, a.a.O., Rz. 8 zu § 18 5tVZO.
22) Jagusch/Hentschel, a.a.O., Rz. 16 zu § 18 5tVZO; OLG Hamm VRS 21, 73.
23) Jagow, ebd; Jagusch/Hentschel, a.a.O., Rz. 16 zu.18 5tVZO.
24) Mindorf, a.a.O., Kap. 6.2, 5. 34.

25) VkBl. 1998,982 (1052).
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Kommentaren'6) teilweise auf eine setzt wird. Dagegen müssen schnellere
Zweckbindung der selbstfahrenden Ar- Zugmaschinen für Land- und Forstwirt-
beitsmaschine hinsichtlich land- oder schaft zweckgebunden eingesetzt wer-
forstwirtschaftlicher Benutzung abge- den (je nach bauartbedingter Höchstge-
stellt. Darauf kommt es jedoch nicht an2'). schwindigkeit gehören sie in Klasse L

Die vom Bundesminister für Verkehr oder T).
als solche anerkannten bisher 89 selbst-
fa~renden ~rbeitsmaschinen sind der Flurförderzeu geDienstanweIsung zu § 18 11 StVZO zu
entnehmen28). Eine Liste der nicht als sol-
che anerkannten selbstfahrenden Ar- Flurförderzeuge sind Fördermittel, die
beitsmaschine findet sich bei Braun nach ihrer Bauart dadurch gekennzeich-
et.al.29). Dazu zählen unter anderem auch net sind, dass sie mit Rädern auf Flur lau-
(Gabel-)Stapler"'). fen und frei lenkbar, zum Befördern, Zie-

hen oder Schieben von Lasten eingerich-
Zu gmaschinen für Land- tet und zu;r inne~betriebl~~h~n Ve~wen-

dung bestimmt SInd. Zusatzhch konnen
und Forstwirtschaft sie mit einer Hubeinrichtung zum Heben,

Stapeln oder In-Regale-Einlagern von
Des Weiteren sind Zugmaschinen Lasten eingerichtet sein und Lasten selbst

fahrerlaubisfrei, die eine bauartbedingte aufnehmen und absetzen33). Nach anderer
Höchstgeschwindigkeit von nicht mehr Definition34) handelt es sich um Drei- oder
als 6 km/h haben und die nach ihrer Bau- Vierradfahrzeuge mit Hand- oder Motor-
art für die Verwendung für die Land- betrieb; Antrieb durch Elektro-, Diesel-
und Forstwirtschaft bestimmt sind. oder Ottomotor. Flurfördermittel gibt es

Zugmaschinen sind ausschließlich für Fahrerbegleitung oder mit Fahrer-
oder überwiegend zum Ziehen von An- stand oder -sitz. Damit ist klargestellt,
hängern gebaute Kraftfahrzeuge. Eine dass auch Geh-Hubwagen mit Motorbe-
weiteren Vorgaben'!) entsprechende trieb bei entsprechender bauartbedingter
Hilfsladefläche ist zulä&sig. Höchstgeschwindigkeit der Fahrerlaub-

Was unter land- oder forstwirtschaftli- nispflicht unterliegen.
chen Zwecken zu verstehen ist, ist in § 6 Allgemein wird der weitaus bekannte-
V FeV abschließend geregelf2). Allerdings re Begriff des (Gabel- )Staplers als Syno-
kommt es für die Fahrerlaubnisfreiheit nym für Flurförderzeuge verwendet. Da-
nicht darauf an, ob die Zugmaschine bei macht diese Fahrzeugart lediglich ei-
auch tatsächlich zweckgebunden einge- nen Teil der Flurförderzeuge aus35). Bei

26) Lütkes/Meier/Wagner, a.a.O., Rz.17 zu § 4 FeV; Schurig/Glowalla, a.a.O. S. 43
271 So auch: Heiler/Jagow, S. 60; Jagow, Rz 3 zu 4; MindorfKap. 3.2, S.13;Jagusch/Hentschel, a.a.O.,Rz. 8 zu§4

FeV.
26) VkBl. 1%1,439; 1990, 161.

29) Braun/Konitzer/Löffelholz/Wehrmeister, StVZO (Losebi., Stand: 5/1999), Rz. 5 zu § 18 StVZO.

") OLG Hamm VM 1984, 125.

31) VkBl. 1962, 309; 1980,386.

32) Lütkes/Meier /Wagner, a.a.O., Rz. 18 zu § 4 u. 1 zu § 6 FeV.
33) Unfallverhütungsvorschrift Nr. 48 (UVV 48).
34) Mindorf, Kap. 3.2, S. 139.
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Flurförderzeugen mit einer bauartbe- von einem Sitzkarren aus geführt, ist die
dingten Höchstgeschwindigkeit von Fahrerlaubnisfreiheit verwirkt. Die Be-
nicht mehr als 6 km/h ist ebenso wie bei stimmung der nun erforderlichen Fahrer-
solchen mit einer bauartbedingten laubnisklasse ist von der Bestimmung
Höchstgeschwindigkeit von nicht mehr der bauartbedingten Höchstgeschwin-
als 25 km/h (Klasse L) auch ein etwaiger digkeit unabhängig, da die Fahrerlaub-
Anhängerbetrieb mit umfassf6). Schnelle- nisfreiheit dieser Kraftfahrzeuge in dieser
re Flurförderzeuge (namentlich Stapler) Hinsicht keine Begrenzung kennt'l).
unterliegen je nach ihrer zulässigen Ge- Einem ersten Entwurf zufolge sollte

1 samtmasse den Klassen Cl oder C. die Fahrerlaubnisfreiheit für diese Zug-
: und Arbeitsmaschinen entfallen, weil die

J Geführte Z Ug- und Führung solc~er Fahrzeuge bedeu,tungs-
° ° lo~ geworden ISt"). Davon hat man jedoch

I Arbeltsmaschmen wIeder Abstand genommen.
i
! Einachsige Zug-und Arbeitsmaschi- K ftf h do

! nen, die von Fußgängern an Holmen ge- ra a rzeuge, le
führt werden, fahren in der Regel nicht' nur 6 km/h fahren
schneller als 6 km/ho Auch wenn ihre
bauartbedingte Höchstgeschwindigkeit § 76 Nr. 1 FeV nimmt bis zum
an sich höher liegt, ist deshalb die Führer- 31.12.2000 im Wege des Übergangsrechts
scheinpflichtentbehrlich37). Diese Aus- das Führen solcher Kraftfahrzeuge von
nahme gilt aber nur, soweit das Fahrzeug der Fahrerlaubnispflicht aus, die bauart-
von einem Fußgänger geführt wird'"). Für bedingt nicht schneller als 6 km/h fahren
die Fahrerlaubnisbefreiung ist die Ver- können"). Diese Privilegierung gilt auch
wendung in der Land- und Forstwirt- für Kraftfahrzeuge, die ursprünglich
schaft nicht bestimmend. Auf die Art der nach ihrer Bauart zwar eine höhere Ge-
einachsigen Zug- und Arbeitsmaschinen schwindigkeit fahren konnten, jedoch
kommt es ebenfalls nicht an39). durch technische Veränderungen auf das

Davon abzugrenzen ist der so genann- Limit von 6 km/h fixiert wurden"). Dabei
te Sitzkarren. Dabei handelt es sich um muss jedoch sicher gestellt sein, dass die-
einachsige Anhänger, die ausschließlich se baulichen Änderungen die Überschrei-
dazu bestimmt sind, dem Führer einer tung der Höchstgeschwindigkeit von

., einachsigen Zug- und Arbeitsmaschine 6 km/h dauerhaft unmöglich machen.
beim Lenken einen Sitz zu bieten40). Wird Vorrichtungen, die verhindern, dass ein
die einachsige Zug- und Arbeitsmaschine Kraftfahrzeug seine weiter bestehende

.-. 15)Vgl. näher Verfasser VD 2000,78; Lippert VD 5/2000,102
") Lütkes/Meier/Wagner, a.a.O., Rz. 11 zu § 6 FeV.
'7) Amt!. Begr. zu § 4 I S. 2 Nr. 3 StVZG-alt; VkBl. 1962,309.
38) Jagusch/Hentschel, a.a.O. (34. Aufl.), Rz. 8 zu § 4 StVZG-alt.
39) Mindorf, Kap. 3.2, Rz. 4, S. 13, der "oder" schreibt.
40' VkBl. 1963,3.
41) Mindorf, Kap. 3.2, Rz. 4, S. 14.
42' Bode, Der neue EU-Führerschein (1998), § 2 Rz. 2, S. 32.

43' Jagusch/Hentschel, a.a.O. (34. Aufl.), Rz. 5zu § 4 StVZG-aIt.

44'Roos/Krause DAR 1989, 97.
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Fahrleistung lediglich faktisch nicht aus- Fahrerlaubnisfreiheit
nutzen kann, führen nicht zu einer Bau-

cl A 1 clartänderung4S). Bei den 6 km/h-Fahrzeu- aus em us an
gen wird die Straßenverkehrsbehörde in
der Regel nicht tätig werden, da Kraft- Entsprechend dem Territorialprinzip i
fahrzeuge mit dieser bauartbedingten gilt in der Bundesrepublik Deutschland j
Höchstgeschwindigkeit nicht der Zulas- zunächst deutsches Recht. Ob für das .I
sungspflicht unterliegen. Eine andere Führen eines Kraftfahrzeuges hier eine
Betrachtungsweise könnte sich ergeben, Fahrerlaubnis erforderlich ist und um
wenn nach Umbau des Kraftfahrzeugs welche Fahrerlaubnis es sich gegebenen-
eine neue Einzelbetriebserlaubnis mit falls handeln muss, richtet sich nach§ 2
reduzierter bauartbedingter Höchstge- StVG in Verbindung mit § 4 ff. FeV. Zur
schwindigkeit erteilt worden ist46). Erleichterung des internationalen Kraft-

Die amtliche Begründung47) weist -fahrzeugverkehrs und in Erfüllung der
ähnlich wie der Kommentator Bouska Verpflichtungen aus den einschlägigen
auf die Gefährlichkeit dieser gedrossel- internationalen Vereinbarungen sind
ten Kraftfahrzeuge hin. Solche Fahrzeu- Ausnahmen von dem Erfordernis, eine
ge sind im fließenden Verkehr Hinder- deutsche Fahrerlaubnis zu besitzen, für
nisse, die möglicherweise nicht rechtzei- ausländische Fahrzeugführer gemacht
tig als solche erkannt werden und des- worden. Bei einer fahrerlaubnisrechtli-
halb Auffahrunfälle bewirken49). Damit chen Beurteilung sind daher im Verhält-
wird auch das Führen von Pkw und nis der Vertragsparteien die Regelungen
Lkw ohne Fahrerlaubnis ausgeschlos- des Internationalen Abkommens über
senSO). den KraftfahrzeugverkehrSI) beziehungs-

Praxis hat sich
itierweise für
RSDIENST cl
RSDIENST 19

'" OVG Münster NZV 1995,413; BayObLG VM 1981, 28 (= DAR 1980, 376); Stollenwerk PVTl997, 93; krit.: Ja-

gusch/Hentschel, a.a.O., Rz. 5 zu § 18 StVZO.
") Vgl. PVT 1999, 152 unter Hinweis auf AG Eisenhüttenstadt, Urteil vom 29.4.1999 (24 Ds 273 Js 2067/99

[169/99]) n. v.; PVT 2000, 22.
." VkBI. 1998,982, 1052.

48) Rz. 2 zu § 4 StVZo-alt.

") Bouska, ebd.

"') Jagow, Rz. 3 zu §4 FeV.

51) IntAbk vom 24.4.1926, RGBI. 1930 ll, S. 1234.
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weise des Übereinkommens über den dem Recht eines ausländischen Staates
Straßenverkehr'21 zu beachten. Eine fahr- bestimmte Kraftfahrzeuge im Gegensatz
erlaubnis freie Führung kommt danach zur Bundesrepublik ohne Fahrerlaubnis
nur bei Motorfahrrädern in Betracht. Die- geführt werden, so gilt dies auch im In-
se sind nach deutschem Recht als Mofas land. Die früher geltende Regelung, einen
definiert und im Inland fahrerlaubnis- Fahrausweis des betreffenden Staates be-
frei53). züglich der Fahrerlaubnisfreiheit des in

Inhaber einer ausländischen Fahrer- Rede stehenden Kraftfahrzeuges zu besit-
laubnis dürfen gemäß § 4 I IntVO im Um- zen, ist im Zuge der Novellierung des § 4

'\ fang ihrer Berechtigung im Inland Kraft- IntVO entfallen"). Das Privileg gilt dann
: fahrzeuge führen, wenn sie hier keinen or" sowohl mit im Ausland zugelassenen als

dentlichen Wohnsitz haben. Dürfen nach auch mit inländischen Kraftfahrzeugen.

~

"Wohnsitzll muss klar definiert werden
Das nachfolgende Urteil betrifft amtsgerichtliche Urteil auf und verurteil-

StVG § 21 Abs. 1 Nr. 1, IntVO in der te den Angeklagten wegen fahrlässigen
Fassung vom 20.6.1994 § 4 Abs. 2 Satz 1 Fahrens ohne Fahrerlaubnis in 167 Fällen
Buchst. a, Abs. 3 und die EU/EWR-Füh- zu einer Gesamtfreiheitsstrafe von sechs
rerschein VO § 4 Satz 1 Nr. 1. Es geht Monaten, deren Vollstreckung es zur Be-
darin um die Auslegung und Abgren- währung aussetzte.
zung der Begriffe "ständiger Aufent- Die auf die Verletzung formellen und
haltll und "ordentlicher Wohnsitz" materiellen Rechts gestützte Revision des
(BayObLG, 1. Strafsenat, Beschluss vom Angeklagten hatte Erfolg. Die Verurtei-
25.2.2000, Aktenzeichen: 1 St RR 273/99). lung wegen Fahrens ohne Fahrerlaubnis

kann keinen Bestand haben, weil sie von
Am 6.7.1998 sprach das Amtsgericht den bisherigen unvollständigen Feststel-

den Angeklagten vom Vorwurf aus lungen nicht getragen wird.
tatsächlichen Gründen frei, im Zeitraum

-j v?m 15.12.95 bis 24.12.1995 ~ 167~ällen Das war der Sachverhalt
ellen Lastkraftwagen auf offenthchen
Straßen vorsätzlich ohne die erforderli-
che Fahrerlaubnis geführt zu haben, weil Das Landgericht ist von folgendem

'"'~ er von seiner ausländischen Fahrerlaub- Sachverhalt ausgegangen: Nachdem der

nis berechtigt Gebrauch gemacht habe. Angeklagte, der im Inland wegen Eig-
Auf die Berufung der Staatsanwaltschaft nungsmängeln noch nie im Besitz einer
hob das Landgericht am 11.8.1999 das Fahrerlaubnis war, von Möglichkeiten

I 52) WÜ vom 8.11.1968, BGB!. 1977 11, S. 809.

53) Lütkes/Meier/Wagner, a.a.O., Rz. 20 zu § 4IntVO.
54) § 4 I c) IntVO-aIt; zum früheren Recht vgl. Bouska, a.a.O., Rz. 5 zu § 4IntVO; Lütkes/Meier/Wagner, a.a.O.,

§ 4IntVO.
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aufgeführt. Dabei wird ein neuer T~rmi- derem inder Spalte (7) aus der Tabelle A
nus verwendet, den man in der Tabelle unter 3.2 entnommen werden. So sind un-
als LQ (für "Limited Quantities") wieder- ter dem LQ 2 Stoffe/Gegenstände der
findet. Klasse 2 der Ziffern 5A, 50 und 5F zuge-

Die Tabelleneinteilung beginnt mit ordnet und unter LQ 4 sind Stoffe der
der LQ 0 bis LQ 29. LQ 0 bedeutet Klasse 3 zugeordnet, die unter die Ver-
grundsätzlich, dass es keine Freistellung packungsgruppe II fallen (Stoffe, die zur-
für den betreffenden Stoff oder Gegen- zeit mit dem Buchstaben b) gekennzeich-
stand gibt. Somit ist sofort und direkt net sind) - ausgenommen solche, die dem
über die Tabelle feststellbar, ob es eine LQ 0, LQ 5 und LQ 6 zugeordnet werden.
Freistellung wie bisher nach den a-Rand- Die Tabelle A (Seite 224) entspricht
nummern gibt. Erlaubte Freistellungen dem Inhalt der noch gültigen a-Randnum-
werden dann in der Tabellenform, begin- mern. Unabhängig von dieser neuen Dar-
nend bei LQ 1 bis LQ 29, dargestellt. stellung bleibt die bisherige Kennzeich~

Welche Stoffe den jeweiligen LQ 0 bis nung der Versandstücke, die den Freistel-
LQ 29 zuzuordnen sind, kann unter an- lungskriterien entsprechen, bestehen.

. Der Autor: Peter Wiederhold, Polizeioberkommissar, Gefahrgut-Sachverständiger, -Referent u. -Autor im Verkehrs-

-dienst beim Polizeipräsidium Kassel

. Schreibt für den VD seit: 1979

. Seine Spezialgebiete: StVO, StVZO, GGVS/ADR, Fahrpersonalrecht

Ausgewählte Problemstellungen des
neuen Fahrerlaubnisrechts (Fortsetzung zu VD 2000, 5.148)

Polizeihauptkommissar Bemd Huppertz, Köln

1 o. Geltung nationaler und internationaler
Schlüsselzahlen auch im Inland

Die Fahrerlaubnisbehörden können ei- Auflagen erteilen, wenn deren Inhaber
ne bereits erteilte oder noch zu erteilende oder Bewerber sich als nur bedingt geeig-
Fahrerlaubnis soweit wie notwendig be- net zum Führen von Kraftfahrzeugen er-
schränken oder unter den erforderlichen weist. (vgl. §§ 3, 23 II, 46 II FeV 1»).

I) Fahrerlaubnisverordnung vom 18.8.1998, BGBI. I (1998), 2214 (= VkBI. 1998,982) i.d.F. vom 25.2.2000,

EGBI. I (2000), 141.

VD 10/00 225



~~L'J

Auflagen und Beschränkungen werden Allgemein wird auf grund entspre-
entweder als Langtext im Führerschein chender Hinweise in der 2. EU-Führer-
vermerkt oder, wie bei den EU /EWR-Füh- scheinrichtlinie 6) und Anlage 9 Fe V ange-
rerscheinen in codierter Form als Schlüs- nommen, dass die nationalen Schlüssel-
selzahlen eingetragen. Auf dem deutschen zahlen ausschließlich im jeweiligen Aus-
Kartenführerschein geschieht dies gemäß stellerstaat gelten. Der Verfasser kommt.
Anlage 9 (zu § 25 Ill) FeV auf der Rücksei- hier zum gegenteiligen Ergebnis.
te in Feld Nummer 12. Die Legende auf
dem Führerscheinvordruck - auch dies sei A I " d. ham Rande bemerkt - weist hierbei jedoch US an lSC e
lediglich auf Beschränkungen hin. Fahrerlaubnis ohne J

Die harmonisierten und in allen Mit- .
gliedstaaten einheitlich geltenden Schlüs- InlandswohnsItz
selzahlen bestehen aus zwei Ziffern. Sie i.
sind in der Anlage 9, II a) FeV ausgewie-
sen. Demgegenüber bestehen die natio- Inhaber einer ausländischen Fahrer-
nalen Schlüsselungen aus drei Ziffern. laub~is dürfen gemäß § 4 I Satz 1 VOInt
Die seitens der Bundesrepublik Deutsch- im Umfang ihrer Berechtigung im Inland
land ausgegebenen Schlüsselzahlen sind Kraftfahrzeuge führen, wenn sie hier kei-
ebenfalls in Anlage 9, II b) FeV einge- nen ordentlichen Wohnsitz im Sinne des
stellt. Im Gegensatz zu den harmonisier- § 7 FeV haben. Dieser Vorschrift unterfal-
ten Schlüsselzahlen stellen die nationalen len alle Inhaber einer ausländischen Fahr-
keine festgeschriebene Größe dar, son- erlaubnis, gleich ob es sich dabei um eine
dem können vom jeweiligen Mitglied- EU /EWR-Fahrerlaubnis oder um eine sol-
staat fortgeschrieben werden. che eines Drittstaates handelt 7). Inhaber

Bei einem Verstoß gegen Auflagen einer ausländischen Fahrerlaubnis kann
handelt der Kraftfahrer ordnungswidrig auch der Deutsche mit Wohnsitz im Aus-
je nach Anwendungsfall (siehe unten) im land sein 8). Unbeachtlich ist, welcher aus-
Sinne des § 4 I Satz 5 in Verbindung mit ländische Staat die Fahrerlaubnis erteilt
§ 14Nr. 3 VOInt 2) oder § 28 I Satz 2 in hat; diese muss nicht von einer Behörde
Verbindung mit § 75 Nr.9 FeV 3) jeweils in des Heimatstaates erteilt worden sein 9).
Verbindung mit §24 StVG.Im Falle der Bei nur vorübergehendem Aufenthalt des
Beschränkung ist der Kraftfahrer nicht In- Inhabers einer EU /EWR-Fahrerlaubnis
haber der vollen Fahrerlaubnisklasse 4) im Inland gilt, soweit die Berechtigung
mit der Folge des Verstoßes gegen § 21 nach § 4 VOInt weiter geht als die ein-
StVG im Zuwiderhandlungsfalle 5). schlägigen nationalen Bestimmungen, je- .

2) Lütkes/Meier/Wagner, Rz.14 zu § 4 VQInt
3) Jagusch/Hentschel, Rz. 3 zu§21 5tVG, Rz. 9zu§23 FeV;Rz.10zu§28FeV; Mülhaus/ Janiszewski, Rz.17 zu

§2 5tVG; Janiszewski, Rz. 618; Schurig/Glowalla, 5.126; Heiler/Jagow, 5. 184; Jagow, Rz. 4b zu 23 FeV
4) Jagusch/Hentschel, Rz.8 zu 23 FeV; Schurig/Glowalla, 5.126
5) Jagusch/Hentschel, Rz.8 zu § 23 FeV, 4 zu 21 5tVG; Mülhaus/Janiszewski, Rz. 17a zu 25tVG; Janiszewski Rz.

619; Sch4rig/Glowalla, 5.126; Heiler/Jagow, 5.184; Jagow Rz. 4a zu § 23 FeV; Bouska DAR.1996, 276, 278)
6) Richtlinie 41/439/EWG des Rates vom 29.7.1991 über den Führerschein in der Fassung vom 23.7.1996

"Lütkes/Meier/Wagner, Rz. 6 zu § 4 VOInt
8) Schurig/Glowalla, Rz. 2 5. 172
9) Lütkes/Meier/Wagner, Rz.16 zu § 4VOInt; Bouska DAR 1996, 276; a.M. Schurig/Glowalla, 5.170
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ne Vorschrift. Denn auf Inhaber von EU/EWR-Fahrerlaubnis
EU /EWR-Fahrerlaubnissen ohne Aufent- . .
halt in Deutschland ist § 4 VOInt anzu- mIt InlandswohnsItz
wenden. Das hat auch zu gelten, wenn
zwar ein inländischer ordentlicher Wohn-
sitz begründet ist, die Frist für die Berech- § 28 I FeV stellt Inhaber von EU- und
tigung nach § 4 VOInt aber noch nicht ab- EWR-Fahrerlaubnissen Inhabern inländi-
gelaufen ist. Denn insoweit können Inha- scher Fahrerlaubnisse gleich und erlaubt
ber von EU /EWR-Fahrerlaubnissen nicht ihnen auf Dauer die Teilnahme am
schlechter gestellt sein als Personen mit Straßenverkehr im Inland im Umfang ih-
Fahrerlaubnissen aus Drittstaaten 10). rer ausländischen Fahrerlaubnis (§ 28 I

Satz 1 FeV) 12). Ihre Teilnahme am
Ausländische Stra.ßenverkehrist nicht mehr dem inter-

nationalen Verkehr zuzuordnen und
Fahrerlaubnis mit wird deshalb in der FeV geregelt 13).
I I d h . Daraus folgt, dass der Inhaber einer
n an swo nsltz EU-/EWR-Fahrerlaubnis mit seinem

'Führerschein auch bei Begründung eines
ordentlichen Wohnsitzes im Inland ein

Nach Begründung eines ordentlichen Kraftfahrzeug führen darf, ohne eine
Wohnsitzes muss differenziert werden, ob deutsche Fahrerlaubnis zu besitzen.
es sich um eine Fahrerlaubnis eines
EU /EWR-Mitgliedstaates oder eines Dritt- U f dstaates handelt. Inhaber einer Fahrerlaub- m ang er
nis aus nicht EU /EWR-Mitgliedstaaten (ausländischen)
(Drittstaaten) dürfen nach Begründung ei- .
nes ordentlichen Wohnsitzes im Inland Fahrberechhgung
von ihrer Fahrerlaubnis nur noch sechs
Monate Gebrauch machen (§ 41Satz 3
VOInt). Danach muss eine deutsche Fahr- Sowohl die VOInt als auch die FeV
erlaubnis erteilt worden sein. Ansonsten stellen darauf ab, dass der Inhaber der je-
liegt im Zutreffensfalle eine Straftat im Sin- weiligen Fahrerlaubnis im Inland Kraft-
ne des § 21 StVG vor 11). Begründet der In- fahrzeuge im Umfang seiner (heimatli-
haber einer EU /EWR-Fahrerlaubnis einen chen) Berechtigung fahren darf. Die Fahr-
ordentlichen Wohnsitz im Inland, richtet berechtigung bestimmt sich also nach der
sich seine weitere Berechtigung zum nachgewiesenen ausländischen Fahrer-
Führen von Kraftfahrzeugen grundsätz- laubnis. Dieser Umfang darf nicht über-
lich nach den §§ 28 und 29 FeV. schritten werden 14). Auch eine entspre-

10) Jagusch/Hentschel, Rz. 4 zu § 28 FeV
11) Lütkes/Meier/Wagner, Rz. 13 zu § 4 VOInt; Schurig/Glowalla, 5.170; OLG Celle NZV 1996,327; BayObLG

DAR 1996, 502; aM LG Memmingen DAR 1994,.412; OLG KöffiVRS91, 302
12) Amtliche Begründung VkBI. 1998,982 (1080); Schurig/Glowalla, S. 170 und 175; Lütkes/Meier/Wagner

. Rz.12, 16 zu § 4 VOInt
13) Amtliche Begründung zu§4 IntVO, VkBI.1998, 982 (1100); Lütkes/Meier/Wagner, Rz.12zu§4 VOInt
14) Lütkes/Meier/Wagner,Rz.16 zu §4 VOInt; Bouska DAR 1996, 2?6 (278)
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chende {ausländische) EU /EWR-Fahrer- Während die Befolgung der internatio-
laubnis wird grundsätzlich Jlnbeschränkt nal vereinbarten Auflagen und Beschrän-
anerkannt 15). Auch hier richtet. sich der kungen (= zweistellige Schlüsselzahlen)
Umfang der Berechtigung zunächst nach damit unstrittig sein dürfte, ist dies bei den
dem Recht des Ausstellerstaates 16).. Dazu national festgelegten Codes anders.
gehört neben der Fahrerlaubnis selbst Gemäß Anhang I/la der 2. EU-Führer-
auch die Beachtung der Vorschriften be- scheinrichtlinie handelt es sich nämlich bei
züglich etwaiger hierzu ergangener Auf- den dreistelligen nationalen Schlüsselzah-
lagen und Beschränkungen 17). len um "einzelstaatliche Codes mit aus-

Letztere finden nach Umsetzung der schließlicher Geltung für den Verkehr auf f
2. EU-Führerscheinrichtlinie in nationa- dem Hoheitsgebiet des Staates, der den

1les Recht aufgrund der genannten Be- Führerschein ausstellt". Die Richtlinie geht
stimmungen des deutschen Fahrerlaub- aber nach Umsetzung in nationales Recht
nisrechts auch auf Inhaber einer auslän- diesem nicht vor. Vielmehr stellt die Richt-
dischen Fahrerlaubnis Anwendung. In linie (nur) den Auftrag an den Gesetzgeber

IAbgrenzung zu § 28 I Satz 2 FeV (Aufla- dar, im Sinne der Richtlinie nationales gen) bestimmt Satz 3 darüber hinaus, Recht zu schaffen. Der in § 4 I VOlnt und

dass die Vorschriften der Fahrerlaubnis- § 28'1 FeV beschriebene Umfang der Be-

verordnung anzuwenden sind, mithin al- rechtigung bestimmt sich nach der auslän-
so auch die Vorschriften bezüglich der dischen Fahrerlaubnis einschließlich der
Beschränkungen auf die ausländischen dort aufgeführten Auflagen und Beschrän-
Fahrerlaubnisse. kungen, zu denen auch solche unter natio-

Auch Auflagen zur ausländischen naler Schlüsselung gehören. Auch der Hin-
Fahrerlaubnis sind im Inland zu beach- weis in den Vorbemerkungen zu Anlage 9
ten(§ 4 I Satz 5 VOlnt, § 28 I Satz 2 ~eV). FeV auf die ausschließliche Geltung der na-
Die Nichtbefolgung führt zu einer Uber- tionalen Schlüsselungen im Inland steht
schreitung des aufgrund des § 4 I Satz 1 dem nicht entgegen, da dort nur eine Rege-
VOInt, beziehungsweise § 28 I Satz 1 FeV lung bezüglich der in Deutschland erteilten
garantierten Umfangs der ausländischen Fahrerlaubnisse getroffen wird. Die jedoch
Fahrberechtigung. Die Vorschrift ist vor hier in Rede stehenden Fälle der Teilnahme
dem Hintergrund der vorgenommenen am Straßenverkehr von Kraftfahrern mit
Gleichstellung ausländischer mit inländi- im Ausland erteilten Fahrerlaubnissen
schen Fahrerlaubnissen eingestellt wor- werden davon nicht erfasst. ,
den. Sie befreit die deutschen Fahrerlaub- lnisbehörden von der Verpflichtung nach E obt h k 0

§ 11 II Satz 3 VOInt beziehungsweise §§ S gl noc eIne

3,46 FeV, im Zutreffensfalle eine solche Gesamtübersicht
Auflage anzuordnen, obwohl dieselbe
Auflage bereits im Führerschein eingetra- Soweit ersichtlich, existiert derzeit kei-
gen ist 18). ne Zusammenstellung über die seitens

'" Jagusch/Hentschel, Rz. 4 zu § 28 FeV; 5churig/Glowalla, 5.175

'6' Schurig/Glowalla, 5. 175: "Ist zum Beispiel ein französischer Kraftfahrer nur im Besitz der in Deutschland

nicht übernommenen Klasse BI, darf er hier nur Kraftfahrzeuge dieser Klasse fahren (drei- oder vierrädrige

Kraftfahrzeuge bis maximal 550 Kilogramm Leermasse)"
'7) Bouska DAR 1996, 276 (278)
'" Bouska DAR 1996, 276 (278)
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der einzelnen EU jEWR-Staaten ausgege- hungsweise Verkehrsun.fallaufnahmen
benen Schlüsselzahlen. Da diese jedoch seitens der zuständigen Uberwachungs-
im Inland Gültigkeit haben, müssen sie organe kontrolliert werden (können). Der
beachtet und im Zutreffensfalle bei ent- Verordnungsgeber ist aufgerufen, hier
sprechenden Verkehrs kontrollen bezie- für Klarheit zu sorgen.

. Der Autor: Bernd Huppertz; Polizei-Hauptkommissar beim Verkehrsdienst Köln.

. Schreibt für den VD seit: Juli 1991

. Sein Spezialgebiet: a) Halten - Parken - Abschleppen

b) Rechtliche Problemstellungen bei zulassungs freien Fahrzeugen

Eingeschränktes Blaulicht
für Blutspendedienste

Das nachfolgende Urteil betrifft In der Verwaltungsstreitsache hat der
StVZO § 52 Abs. 3 Satz 1 Nr. 5 sowie 3. Senat des Bundesverwaltungsgerichts
StVO § 38 Abs. 1. Es geht dabei um die auf die mündliche Verhandlung am 19.
Frage, ob Fahrzeuge des Blutspende- Oktober 1999 durch den Vorsitzenden
dienstes ein Blaulicht führen dürfen. Richter am Bundesverwaltungsgericht für
Die Leitsätze des Urteils: Die funktio- Recht erkannt: Die Revision der Klägerin
nale Zuordnung eines Fahrzeugs zum gegen das Urteil des Verwaltungsgerichts-
Blutspendedienst ist eine geeignete hofs Baden-Württemberg vom 28. Juli
Grundlage für die Anerkennung nach 1998 wird zurückgewiesen. Die Klägerin
§ 52 Abs. 3 Satz 1 Nr. 5 StVZO. Aner- trägt die Kosten des Revisionsverfahrens.
kannt werden können aber nur Fahr-
zeug.e, die dur.~h ihre Funktion ihre ent- Das waren die
scheidende Pragung erfahren.

Die notwendige Spezialisierung des Urteilsgründe
Einsatzfahrzeuges liegt nur vor, wenn
es zumindest ganz überwiegend dem
Transport von Blutkonserven und Blut- Die Klägerin, die als privates gewerb-
produkten vorbehalten ist. liches Unternehmen mit Medizinproduk-

Urteil des 3. Senats vom 19. Oktober ten handelt und auch den Transport vbn
1999 - BVerwG 3 C 40.98 auf der Basis Blutkonserven übernimmt, beabsichtigt,
von Urteilen des VG Karlsruhe vom ein ihr gehörendes und technisch für den
30.6.1997 (Aktenzeichen: VG 12 K Bluttransport eingerichtetes Fahrzeug
3837/96) und des VGH Mannheim vom mit blauen Blinklichtern auszurüsten.
28.7.1998 (Aktenzeichen: VGH 10 S Hierzu begehrt sie von der Beklagten die
2332/97, BVerwG 3 C 40.98, VGH 10 S Anerkennung dieses Fahrzeugs als
2332197). "Fahrzeug des Blutspendedienstes" im
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